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Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Bei der öffentlichen Auslegung, die vom 5. April bis 17. Mai 2019 stattgefunden hat, 
wurden 15 Anregungen vorgebracht, darunter eine Unterschriftenliste mit 269 Unter-
schriften. 
 
Folgende Punkte wurden vorgebracht: 
 

1. Negative Auswirkungen der Planung 
a. Vernichtung von Wohnraum 
b. Verkehrsproblematik 
c. Klimaproblematik 
d. Störfallbetrieb 
e. Versiegelung von Freiflächen 
f. Entfall und Ersatz von Sportflächen 

2. Negative Folgemaßnahmen 
3. Negative Auswirkungen auf die Umwelt 

a. Schutzgüter 
b. Luftschadstoffgutachten 
c. Grünstreifen 

4. Schaffung eines Präzedenzfalls 
5. Verbleib der Allianz in Stuttgart 
6. Sportinsel 
7. Kein Nutzen für den Stadtbezirk 
8. Künftige Entwicklung des Stadtbezirks 
9. Siedlungsstruktur 
10. Soziale Verpflichtung 
11. Missachtung von Grundsätzen der Bauleitplanung 
12. Fehlerhafte Abwägung 
13. Ablehnung des Bebauungsplans und der Allianzneubebauung 
14. Ablehnung durch Vaihinger Bürger 
15. Kompromissvorschlag zur Änderung des Bebauungsplans 
16. Einstellung der Verfahren 

  

Anlage 4b 
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Anregung  Stellungnahme der Verwal-

tung 
Berück-
sichtigt 

1. Negative Auswirkungen der Planung 
 
2, 3, 4, 8, 9, Die Beteiligten befürchten ne-

gative Auswirkungen der Pla-
nungen.  
 

Die Bebauungsplanänderung 
hat auch negative Auswirkun-
gen. Diese sind in der Be-
gründung mit Umweltbericht 
dargestellt und bilden die 
Grundlage für die sachge-
rechte Abwägung der Be-
lange durch den Gemeinde-
rat. 
 

Teil-
weise 

1a. Vernichtung von Wohnraum 
 
2, 3, 4, 8, 9, 
13, 14, 15 

kostengünstiger Wohnraum 
wird vernichtet. 
 

Es ist richtig, dass Wohnun-
gen der SWSG verloren ge-
hen. 
 
Bereits nach dem geltenden 
Planungsrecht waren die be-
stehenden Wohnungen im 
Gewerbegebiet nicht mehr 
zulässig und wurden im bis-
her geltenden Bebauungs-
plan nur nach § 1 Abs. 10 
BauNVO in ihrem Bestand 
gesichert. Für alle Mieter 
konnten zwischenzeitlich Er-
satzwohnungen gefunden 
werden. Anfang 2020 ist der 
Abbruch der Gebäude vorge-
sehen. Das Erbbaurecht 
wurde zwischenzeitlich auf-
gehoben. 
 

Nein 

11 Bezahlbarer Wohnraum 
werde vernichtet. Es werde 
keinerlei vergleichbarer und 
bezahlbarer Wohnraum durch 
diese Bebauungsplanände-
rung geschaffen.  
 

Im Geltungsbereich des vor-
liegenden Bebauungsplanes 
ist eine Wohnnutzung ledig-
lich für Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonal sowie Be-
triebsinhaber und Betriebslei-
ter ausnahmsweise zulässig. 
Eine generelle Zulässigkeit ist 
in unmittelbar Nachbarschaft 
zum Störfallbetrieb nicht 
möglich. 
 

Nein 
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5 Die Zerstörung von 10 Woh-
nungen und die Kündigung 
des Wohnraums der dort 
wohnenden Mieter sei in der 
heutigen Zeit, in der in Stutt-
gart hohe Wohnungsnot herr-
sche, nicht hinnehmbar und 
der Bebauungsplan dürfe 
schon deshalb nicht geneh-
migt werden. 
 

Für alle Mieter konnten zwi-
schenzeitlich Ersatzwohnun-
gen gefunden werden. An-
fang 2020 ist der Abbruch der 
Gebäude vorgesehen. 

Teil-
weise 

15 Die Wohnsituation für Men-
schen mit normalem /durch-
schnittlichen Einkommen ist 
ebenfalls untragbar. 
 

Mit dem Stuttgarter Innenent-
wicklungsmodell soll der Be-
darf an gefördertem und da-
mit bezahlbarem Wohnraum 
an geeigneten Stellen im 
Stadtgebiet gedeckt werden. 
Hierzu sind eine Vielzahl von 
Bebauungsplanverfahren an-
hängig. 
 

Nein 

1b. Verkehrsproblematik 
 
2, 3, 4, 8, 9, 
14, 15 

Es gäbe keine gesicherte Er-
schließung (nicht erkennbar, 
wie das Mehraufkommen von 
Verkehr bewältigt werden 
soll). 

 

Die bestehende Verkehrs-
problematik in Vaihingen ist 
bekannt. Um dem planerisch 
zu begegnen, wird derzeit ein 
Verkehrsstrukturplan für Vai-
hingen und den SynergiePark 
Vaihingen-Möhringen entwi-
ckelt. Dieser greift auf aktu-
elle Gutachten und Untersu-
chungen zurück, die wiede-
rum die derzeitige Situation 
und folgende Entwicklun-
gen/Planungen berücksichti-
gen. 
 
1. Mitteilungsvorlage Ver-
kehrskonzept Vaihingen und 
SynergiePark Vaihingen-
Möhringen 
Die Mitteilungsvorlage Ver-
kehrskonzept Vaihingen und 
SynergiePark Vaihingen-
Möhringen (GRDrs 551/2017) 
wurde am 27. Juli 2017 im 
seinerzeitigen UTA und am 
19. bzw. 20. September 2017 

Teil-
weise 
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in den Bezirksbeiräten Vai-
hingen und Möhringen vorge-
stellt.  
 
Die Bezirksbeiräte aus Möh-
ringen und Vaihingen haben 
gemäß Punkt 2.4 der „Leitli-
nie für informelle Bürgerbetei-
ligung“ vom Februar 2017, 
die am 1. Oktober 2017 in 
Kraft getreten ist, beantragt, 
dass ein Bürgerbeteiligungs-
verfahren zum Verkehrsstruk-
turplan Vaihingen mit Er-
schließungskonzept Syner-
giePark Vaihingen-Möhringen 
durchgeführt werden soll. 
 
Im Vorfeld zu dieser Bürger-
beteiligung fand eine gemein-
same Sitzung der Bezirksbei-
räte Möhringen und Vaihin-
gen am 23. Januar 2018 zum 
Thema verkehrliche Auswir-
kungen der Ansiedlungen im 
SynergiePark statt. 
 
Es wurde am 1. März 2018 
im Vaihinger Bürgerforum ein 
gemeinsamer Informations- 
und Ausspracheabend für die 
beiden Bezirke Möhringen 
und Vaihingen durchgeführt, 
bei dem das weitere Vorge-
hen sowie Einzelmaßnahmen 
und entsprechende Bürger-
beteiligungen vorgestellt wur-
den. 
 
2. Planungsmittel zur Umset-
zung des „Verkehrskonzept 
Vaihingen und SynergiePark 
Vaihingen-Möhringen 
Für die weitere Ausarbeitung 
des Verkehrskonzepts Vai-
hingen sowie den hierauf auf-
bauenden Maßnahmen sind 
Planungsmittel im Haushalts-
plan 2018/2019 in Höhe von 
2.000.000 € genehmigt wor-
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den. Diese Mittel werden un-
ter anderem für die Planung 
folgender Projekte eingesetzt: 

• Kapazitätssteigerung 
Nord-Süd-Straße (vgl. 
GRDrs 689/2019) 

• Umgestaltung von 
Straßenräumen im Sy-
nergiePark und an-
grenzenden Gebieten 
(z.B. Industriestraße, 
Ruppmannstraße, 
Schockenriedstraße, 
Vaihinger Straße) 

• Machbarkeitsstudie 
P+R im Filderraum der 
Landeshauptstadt 
Stuttgart (vgl. GRDrs 
960/2018) 

• Attraktivitätssteigerung 
Bahnhof Vaihingen 

• Machbarkeitsstudie 
Stadtbahnverlänge-
rung Vaihingen-West 
(vgl. GRDrs 
1049/2019) 
 

3. Mündlicher Bericht weite-
res Vorgehen 
Am 17. April 2018 wurde im 
Ausschuss für Umwelt und 
Technik (heute Ausschuss für 
Stadtentwicklung und Tech-
nik) in einem mündlichen Be-
richt über die Ergebnisse der 
oben genannten Veranstal-
tungen und das weitere Vor-
gehen bezüglich des Ver-
kehrsstrukturplans berichtet. 
Der Ausschuss für Umwelt 
und Technik (heute Aus-
schuss für Stadtentwicklung 
und Technik) hat den Vor-
schlag der Verwaltung zu-
stimmend zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
4. Fortschreibung des Ver-
kehrsstrukturplans 
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Im Dezember 2018 bzw. im 
Januar 2019 wurde im Aus-
schuss für Umwelt und Tech-
nik erneut über die Fort-
schreibung des Verkehrs-
strukturplans und die daraus 
folgenden Maßnahmen be-
richtet. 

 
5. Vorplanung zur Umgestal-
tung der östlichen Industrie-
straße 
Am 4. Juli 2019 hat der Ge-
meinderat die Gemeinderats-
drucksache GRDrs 220/2019 
„Vorplanung zur Umgestal-
tung der östlichen Industrie-
straße“ beschlossen. Damit 
werden Maßnahmen zur Ver-
besserung der Fuß- und Rad-
verkehrsführung, zur Umset-
zung des neuen Linienkon-
zepts der Buslinie 80 und zur 
Verbesserung des Verkehrs-
flusses in der östlichen In-
dustriestraße zwischen In-
dustriestraße 23 und Nord-
Süd-Straße ermöglicht. Die 
Umgestaltung der östlichen 
Industriestraße soll im We-
sentlichen im Jahr 2020 erfol-
gen.  
 
6. Ausbau der Nord-Süd-
Straße 
Die Nord-Süd-Straße soll 
auch zukünftig als Haupter-
schließungsachse für den Sy-
nergiePark dienen. Hierzu 
soll sie schrittweise ertüchtigt 
werden. Der Vollanschluss 
Breitwiesenstraße wurde 
2019 fertig gestellt. Mittelfris-
tig sollen im Zeitraum 2021 
bis 2022 die Knotenpunkte 
A8/Nord-Süd-Straße, Heil-
brunnenstraße/Nord-Süd-
Straße, Vaihinger 
Straße/Nord-Süd-Straße und 
Ostumfahrung Vaihingen/Zu-
sestraße in ihrer Kapazität 



- 7 - 

auf geltendem Planungsrecht 
ertüchtigt werden. Die Vorpla-
nung für die Ertüchtigung der 
Knotenpunkte soll Anfang 
2020 dem Gemeinderat zur 
Beschlussfassung vorgelegt 
werden.  
 
Langfristig soll die Nord-Süd-
Straße zwischen A8 und In-
dustriestraße ausgebaut wer-
den. Am 23. Juli 2019 wurde 
hierzu die Vergabe der Vor-
untersuchung zum Ausbau 
der Nord-Süd-Straße vom 
Ausschuss für Umwelt und 
Technik beschlossen.  
 
7. Stellplatzbeschränkung 
Im Januar 2019 wurde vom 
Ausschuss für Umwelt und 
Technik beschlossen, die ge-
planten Bebauungsplanände-
rungen der rechtsverbindli-
chen Bebauungspläne Am 
Wallgraben-West II 2012/7 
und Am Wallgraben-Ost II 
2015/7 solange zurückzustel-
len, bis eine Berichterstattung 
zum Parkraumkonzept erfolgt 
ist. Geplant war, die Art der 
baulichen Nutzung in den je-
weiligen Geltungsbereichen 
dahingehend zu ändern, dass 
die Herstellung bauordnungs-
rechtlich nicht notwendiger 
Stellplätze nicht zulässig ist. 
 
8. Parkraumkonzept 
Für den SynergiePark wird 
derzeitig auch ein Parkraum-
konzept erarbeitet, welches 
ebenfalls mittelfristig umge-
setzt werden soll. Ein wesent-
liches Ziel des Parkraumkon-
zepts ist der Schutz der an-
grenzenden Wohngebiete vor 
Parksuchverkehr durch eine 
Parkraumbewirtschaftung mit 
Bewohnerparkregelung. Zum 
Parkraumkonzept rund um 
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den SynergiePark soll 2020 
im Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Technik und in 
den beiden Bezirksbeiräten 
Vaihingen und Möhringen be-
richtet werden. 
 
9. Seilbahnstudie 
Die Idee einer Seilbahnver-
bindung vom Eiermannareal 
über den Bahnhof Vaihingen, 
den SynergiePark, ein etwai-
ges P+R-Parkhaus an der A8 
und weiter zum Flughafen 
wird derzeitig im Rahmen ei-
ner Machbarkeitsstudie ge-
prüft. Die Zwischenergeb-
nisse der Seilbahnstudie wur-
den am 3. Dezember 2019 in 
den Gremien vorgestellt.  
 
10. Machbarkeitsstudie P+R 
im Filderraum der Landes-
hauptstadt Stuttgart 
Aufgrund der ablehnenden 
Haltung des Bezirksbeirats 
Möhringen zu einem P+R-
Parkhaus am Standort Frei-
bad soll zunächst eine Mach-
barkeitsstudie P+R im Filder-
raum der Landeshauptstadt 
Stuttgart (vgl. GRDrs 
960/2018) erarbeitet werden. 
Es ist derzeitig davon auszu-
gehen, dass die Ergebnisse 
der Machbarkeitsstudie bis 
Ende 2020 vorliegen könn-
ten. 
 
11. Machbarkeitsstudie Stadt-
bahnverlängerung Vaihingen-
West 
Aufbauend auf den Verkehrs-
untersuchungen im Rahmen 
des Nahverkehrsentwick-
lungsplans wurden im Rah-
men einer Arbeitsgruppe aus 
SSB, Tiefbauamt und Amt für 
Stadtplanung und Wohnen 
mögliche Lösungsansätze für 
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den Ausbau des Stadtbahn-
netzes in Vaihingen/Möhrin-
gen identifiziert. Es soll nun 
eine Machbarkeitsstudie 
Stadtbahnverlängerung Vai-
hingen-West (vgl. GRDrs 
1049/2019) durch ein exter-
nes Planungsbüro erarbeitet 
werden. Es ist derzeitig da-
von auszugehen, dass die Er-
gebnisse der Machbarkeits-
studie bis Ende 2020 vorlie-
gen könnten. 
 
12. Bau der Stadtbahn-Über-
eckverbindung Pflugmühle 
zur Realisierung einer Stadt-
bahnlinie U17 Flughafen – 
Dürrlewang (vgl. GRDrs 
1066/2019) 
Über die ab Ende 2021 be-
stehenden Gleise der U6 
kann durch den Bau einer 
vergleichsweise kurzen Netz-
ergänzung (Übereckverbin-
dung Pflugmühle zwischen 
Rohrer Weg und SSB-Zent-
rum) die Möglichkeit geschaf-
fen werden, den Synergie-
Park mit einer neuen Stadt-
bahnlinie, die bisher unter 
dem Arbeitstitel U17 läuft, mit 
dem Filderbahnhof zu verbin-
den. Die SSB beabsichtigt, 
die Übereckverbindung bis 
Ende 2021 zeitgleich mit der 
Inbetriebnahme der U6-Flug-
hafen fertigzustellen und sie 
dann für betriebliche Zwecke 
zu nutzen. Ab Inbetrieb-
nahme des Filderbahnhofs 
am Flughafen ist dann der 
Betrieb der neuen Stadtbahn-
linie U17 vom Flughafen zum 
SynergiePark und weiter 
nach Dürrlewang angedacht. 
Der Gemeinderat hat am 19. 
Dezember 2019 die Vorlage 
GRDrs 1066/2019 beschlos-
sen und dem Bau der Über-
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eckverbindung sowie der ge-
planten Einleitung des Plan-
feststellungsverfahrens zuge-
stimmt. 
 
13. Umgestaltung weiterer 
Straßenräume im Synergie-
Park und angrenzenden Ge-
bieten 
Aktuell wird für folgende Pro-
jekte, welche wesentliche 
Verbesserungen für den Fuß- 
und Radverkehr, aber auch 
Verbesserungen für den Kfz-
Verkehr beinhalten, die Vor-
planung erarbeitet: 
 

• Umgestaltung der In-
dustriestraße zwischen 
Office V und Rupp-
mannstraße sowie zwi-
schen Ruppmann-
straße und Bahnhof 

• Umgestaltung der 
Ruppmannstraße zwi-
schen Industriestraße 
und Schocken-
riedstraße 

• Umgestaltung der 
Schockenriedstraße 
zwischen Ruppmann-
straße und Am Wall-
graben 

• Umgestaltung der 
Osterbronnstraße zwi-
schen Dürrlewang-
straße und Galileist-
raße 

• Umgestaltung der Vai-
hinger Straße zwi-
schen Nord-Süd-
Straße und Engstlatter 
Weg 

• Umgestaltung der 
Liebknechtstraße zwi-
schen Bahnhof und 
Robert-Koch-Straße 

• Umgestaltung der 
Heßbrühlstraße zwi-
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schen Liebknecht-
straße und Rupp-
mannstraße  

 
Zum aktuellen Stand der Pro-
jekte soll im 1. Quartal 2020 
berichtet werden. Für Pro-
jekte, bei denen die Vorpla-
nung abgeschlossen werden 
kann, werden sukzessive ent-
sprechende Beschlussfas-
sungen vorgelegt. Aktuell ist 
vorgesehen, die aufgeführten 
Maßnahmen in den Jahren 
2021 bis 2023 umzusetzen. 
 

13 Eine nicht zu bewältigende 
Verkehrszunahme (es fehle 
an einer gesicherten Erschlie-
ßung) mit damit einhergehen-
der Zunahme von Luftschad-
stoffen und Lärm in vorbelas-
teten Gebieten wird befürch-
tet. 

 

Siehe oben. 
 
Aufgrund der erhöhten zu- 
und abfahrenden Verkehrs-
mengen kommt es zu zusätz-
lichen verkehrsbedingten Be-
lastungen. Diese sind jedoch 
im Planfall im Vergleich zum 
Nullfall * verhältnismäßig ge-
ring. So steigen mit Realisie-
rung der Planung die Belas-
tungen mit Feinstaub um ma-
ximal 1%, wobei die Immissi-
onsgrenzwerte von Feinstaub 
im Plangebiet und in der Um-
gebung weiterhin deutlich un-
terschritten werden. Bei den 
Stickstoffdioxidwerten kommt 
es zu Zusatzbelastungen von 
1 bis 3%. Damit bleibt es bei 
der bereits im Nullfall eintre-
tenden hohen Belastung mit 
Überschreitung der Immissi-
onsgrenzwerte in einzelnen 
Straßenabschnitten der wei-
teren Umgebung des Plange-
biets.  
 
Das planbedingt erhöhte Ver-
kehrsaufkommen führt zu zu-
sätzlichen Lärmbelastungen 
von bis zu 0,6 dB(A) im un-
mittelbaren Umfeld des Gel-
tungsbereichs und von bis zu 

teil-
weise 
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0,5 dB(A) im weiteren Stra-
ßennetz (siehe Umweltbericht 
Kapitel 5 Schutzgut Mensch 
und menschliche Gesund-
heit), was dazu führt, dass 
entlang von einzelnen Stra-
ßenabschnitten die auch im 
Prognose Nullfall eintretende 
hohe Belastung mit Über-
schreitung der Orientierungs-
werte der DIN 18005 und der 
Grenzwerte der 16. BImSchV 
bestehen bleibt. 
 
Diese Sachverhalte sind in 
der Begründung und im Um-
weltbericht zum Plan ausführ-
lich dargestellt. 

 
*Der Prognose Nullfall entspricht 
dem Prognose-Bezugsfall 
2022/2023 der Verkehrsuntersu-
chung und berücksichtigt die Netz-
veränderungen (mit den geplanten 
Entwicklungen auf Gemarkung 
Leinfelden-Echterdingen) und die 
siedlungsstrukturellen Entwicklun-
gen im SynergiePark, die bis zur In-
betriebnahme des Allianzcampus 
erwartet werden ohne die Allianz-
ansiedlung. Der Prognose Planfall 
entspricht dem Prognose Planfall 
2022/2023 der Verkehrsuntersu-
chung und berücksichtigt die ge-
plante Allianzansiedlung.  
 

 5 Es sei zwar richtig, dass das 
Grundstück ca. 400 m vom 
Bahnhof relativ günstig liege. 
Trotzdem werden nach allen 
Erfahrungen rund 50% (2 500 
Personen) nicht den ÖPNV 
nutzen und mit dem Auto an- 
und abfahren. D. h. es gäbe 
zusätzlich morgens und 
abends 2 500 Fahrzeugbe-
wegungen mit zusätzlichen 
Abgasen, Feinstaub, Stick-
oxyden, Lärm und Staus.  
 
Das Industriegebiet sei be-
reits schon jetzt stark über-

Siehe oben. 
 
 

teil-
weise 
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lastet und der weitere Ver-
kehr würde die Situation wei-
ter verschlimmern. 
 

3, 8, 9 Die Verkehrssituation sei mo-
mentan schon am Rande 
dessen, was der Bevölkerung 
zuzumuten sei. Die bereits 
auf Vaihinger Gemarkung 
baurechtlich genehmigten 
neuen Vorhaben würden die-
sen Zustand drastisch ver-
schlechtern, was gegen eine 
weitere Ansiedlung durch die 
Allianz auf der geplanten Flä-
che am Standort Vaihingen 
spreche.  
 

Siehe oben. teil-
weise 

11 Durch die Änderung des Be-
bauungsplans werde sich das 
Verkehrsaufkommen stark er-
höhen und damit einherge-
hend eine Zunahme der Luft-
schadstoffe und des Lärms in 
einem bereits stark vorbelas-
teten Gebiet erfolgen. Es 
gäbe für diesen Bereich kei-
nen Verkehrsplan, bereits 
heute sei der SynergiePark 
morgens und abends ver-
stopft.  
 
Der vorgesehene Ausbau der 
Nord-Süd-Straße würde nur 
noch mehr Verkehr reinbrin-
gen und zusätzlich den Park-
druck in den angrenzenden 
Wohngebieten noch mehr er-
höhen. Hier stünden auch be-
reits heute schon die Straßen 
voll mit Autos der Arbeits-
kräfte des SynergieParks. All 
dies verschlimmere die Aus-
wirkung auf das Stadtklima 
noch mehr. 
 

Siehe oben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

teil-
weise 

10 Die Nutzung des Grund-
stücks als Gewerbefläche an-
statt Sportplatz verursache 
deutlich mehr Autoverkehr. 
Für den SynergiePark fehle 

Siehe oben. teil-
weise 
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aber ein Verkehrskonzept für 
den Autoverkehr (z. B. Aus-
bau der Nord-Süd-Straße, 
Verbreiterung der Straße Am 
Wallgraben von der Möhrin-
ger Landstraße bis zur Jura-
straße, in dem Fahrzeuge 
auch halbseitig auf dem sehr 
breiten Gehweg parken kön-
nen. 
 

14, 15 Schon heute sei die Ver-
kehrssituation unerträglich, 
ÖPNV und Autoverkehr. Wie 
möchte man so Klimaziele er-
reichen? Die Beteiligten als 
ÖPNV Nutzer, Fahrradfahrer 
und Fußgänger müssen 
schon heute mit schlechter 
Luft, überfülltem ÖPNV und 
allgemeinem Verkehrschaos 
umgehen. Und die Situation 
würde nicht besser, sondern 
noch schlechter.  
 

Siehe oben. teil-
weise 

12 Der Beteiligte legt Einspruch 
gegen den Bebauungsplan 
ein, besonders gegen das 
vorgestellte Gutachten zur 
Verkehrsuntersuchung von 4. 
Mai 2018 der Firma SSP 
Consult. 
1. Die Verkehrsanalyse ba-
siert auf Ist-Daten aus dem 
Jahr 2016 und ist damit voll-
kommen veraltet, da seither 
der Verkehr massiv zuge-
nommen hat und damit die 
Basiszahlen viel zu niedrig 
sind. 
2. Weder Besucherverkehr 
noch Anlieferverkehr wird be-
rücksichtigt. Das ist vollkom-
men unrealistisch, da damit 
zu rechnen ist, dass sowohl 
bei Allianz als auch Daimler 
ein reger Besucher- und Lie-
ferverkehr stattfindet, da im-
merhin von rund 10 000 Ar-
beitsplätzen die Rede sei. 

Das Verkehrsgutachten ist 
entsprechend den allgemein 
anerkannten Regeln der 
Technik erstellt und bildet die 
durch das Vorhaben ausge-
lösten verkehrlichen Wirkun-
gen in der notwendigen Ge-
nauigkeit und Untersu-
chungsumfang ab. 
 
Die Ist-Daten aus dem Jahr 
2016 sind insofern keinesfalls 
veraltet, da hiervon ausge-
hend ein Prognosebezugs-fall 
2022/2023 entwickelt wurde, 
der bereits alle bis dahin ab-
sehbaren Entwicklungen im 
SynergiePark berücksichtigt. 
 
Bei der Verkehrserzeugungs-
berechnung für die Allianz 
wurde im Sinne einer Worst-
Case-Betrachtung davon 
ausgegangen, dass die 1000 
zur Verfügung stehenden 
Stellplätze voll ausgelastet 

teil-
weise 
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3. Die dargestellte Verkehrs-
belastung auf die einzelnen 
Straßenzüge ist verwirrend 
und spiegelt nur unzu-
reichend das reale Bild wider. 
Nicht erkennbar ist, welche 
Annahmen getroffen werden, 
wie viele Mitarbeiter der ein-
zelnen Unternehmen mit dem 
Auto anfahren werden. 
4. Der Algorithmus der ge-
nutzten Software ist intrans-
parent. Es fehlt komplett ein 
Bottom-up Ansatz, wie hoch 
der Anteil der Mitarbeiter sein 
dürfte, die mit dem Auto an-
fahren werden. 
5. Die aus der verwirrenden 
Darstellung der zukünftigen 
Belastung der einzelnen Stra-
ßenzüge ermittelten Mehrbe-
lastung könnte Netto zu einer 
Mehrbelastung zwischen ab-
solut 4 bis 5 000 Autos füh-
ren, bei einem Mitarbeiterzu-
wachs von mind. 12 000 
neuen Mitarbeiter ist diese 
Zahl viel zu niedrig angesetzt. 
6. Das wäre eine Quote von 
30 bis 40%, vollkommen un-
realistisch, welcher Daimler-
Mitarbeiter setzt sich in eine 
U-Bahn, wenn er einen Fir-
menwagen hat. Realistisch 
erscheint dem Beteiligten 
eine Quote von 60 bis 70%, 
das wären nochmal mindes-
tens 3 000 Autos mehr als in 
dem Gutachten angenommen 
werden. 
Damit dürften auch die viel zu 
positiven Annahmen einer 
vernachlässigbaren Luftbe-
lastung hinfällig sein. Rech-
net man noch den Liefer- und 
Besucherverkehr hinzu 
kommt man wohl eher auf 
eine Zahl von 9 bis 10 000 
mehr Autos im Industriege-
biet, wieso dann die Luftbe-
lastung unbelastet sein soll, 

werden und im Tagesgang 
1,4-fach umgeschlagen wer-
den. Eine Differenzierung 
zwischen Beschäftigten-, Be-
sucher- und Lieferverkehr ist 
bei diesem Ansatz nicht erfor-
derlich. 
 
Für die sonstigen im Bezugs-
fall 2022/2023 enthaltenen 
Aufsiedlungen wurde 
eine Schätzung der Verkehrs-
erzeugung auf Basis von 
Faktoren aus entsprechen-
den Hinweisen der For-
schungsgesellschaft 
für Straßen- und Verkehrs-
wesen (FGSV) und Untersu-
chungen der Hessischen 
Straßen- und 
Verkehrsverwaltung (HSVV) 
zugrunde gelegt. 
Hierbei gilt es zu beachten, 
dass auf Basis der in 2019 
durchgeführten Mitarbeiterbe-
fragung im SynergiePark be-
reits heute nur ca. 50% der 
Beschäftigten mit dem eige-
nen PKW anreisen und ein 
etwa gleich großer Anteil 
schon heute den Umweltver-
bund nutzt. Im Gegensatz zur 
bestehenden Verkehrssitua-
tion sind die aus der Fachlite-
ratur verwendeten Werte für 
PKW-Nutzer höher und somit 
handelt es sich um eine Ab-
schätzung zur sicheren Seite. 
 
Aufbauend auf der Verkehrs-
erzeugungsberechnung wer-
den im Verkehrsgutachten für 
den „Bezugsfall“ und den 
„Planfall Allianz“ mit dem Ver-
kehrsmodell gemäß den an-
erkannten Regeln der Tech-
nik die jeweiligen Netzbelas-
tungen ermittelt. 
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erschließt sich dem Beteilig-
ten nicht.  
Mit anderen Worten, die Gut-
achten haben strukturelle 
Schwächen und schönen die 
Belastung, die Realität sieht 
heute schon ganz anders 
aus. 
 

1c. Klimaproblematik 
 
2, 3 ,4, 8 , 9, 
13 

Erhebliche Einschränkung kli-
matisch bedeutsamer Berei-
che (Frischluftproduktion, -
transport). 
 

Die Neubebauung hat erheb-
lich nachteilige Auswirkungen 
auf die Durchlüftungsmöglich-
keit sowie den Kaltluftabfluss. 
Durch das Freihalten des ca. 
40 m Streifens und die Staffe-
lung der Gebäudehöhen wer-
den die nachteiligen Wirkun-
gen gemildert. Durch die 
Festsetzung von Dachbegrü-
nung, Intensivbegrünung un-
terirdischer Gebäudeteile, 
Pflanzverpflichtungen und 
Retentionsflächen im Plange-
biet können die erheblich 
nachteiligen Auswirkungen 
teilweise minimiert und bis zu 
einem gewissen Grad kom-
pensiert werden. Trotz der 
getroffenen Maßnahmen ver-
bleiben erheblich nachteilige 
Auswirkungen auf den Kalt-
luftstrom. Dieser wird um 1/2 
bis 2/3 reduziert, was auch 
außerhalb des Plangebiets zu 
erheblich nachteiligen Um-
weltwirkungen führt (s. o.). 
Aufgrund der starken Beein-
trächtigung des Kaltluftstro-
mes verbleiben trotz getroffe-
ner Maßnahmen zur Vermei-
dung, Minimierung und Kom-
pensation erheblich nachtei-
lige Auswirkungen auf das 
Schutzgut Klima. 
 
Diese Sachverhalte sind in 
der Begründung mit Umwelt-
bericht als Grundlage für die 

teil-
weise 
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Abwägung ausführlich darge-
stellt. 
 

14, 15 Erhebliche Einschränkung kli-
matisch bedeutsamer Berei-
che, Versiegelung von Frei-
flächen, durch Folgemaßnah-
men (Kunstrasenplätze auf 
Kleingartenflächen, Verlage-
rung des Tiefbauamts auf ge-
planter Grünfläche). 
 

Siehe oben. 
Die Auswirkungen der Verla-
gerung des Tiefbauamts auf 
die Fläche in der Robert-
Koch-Straße werden im ent-
sprechenden Bebauungs-
planverfahren (Vai 286) dar-
gelegt. 
 
Die öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanentwurfes 
fand vom 23. August bis 30. 
September 2019 statt. Der 
Satzungsbeschluss wurde 
vom Gemeinderat am 19. De-
zember 2019 gefasst. 
 
Die Herstellung des Kunstra-
senplatzes ist nach dem gel-
tenden Planungsrecht zuläs-
sig. 
 

nein 

11 Es sei erschreckend, dass 
die Ansichten des eigenen 
Umweltamtes der Stadt Stutt-
gart keinerlei Gehör finden. 
Immer wieder stehe in den 
gesamten Unterlagen, dass 
das Amt für Umweltschutz 
eine Bebauung und somit 
eine Änderung des FNP und 
die Aufstellung des Bebau-
ungsplans nicht befürworten, 
da es erhebliche negative 
Auswirkungen auf das Stadt- 
und Stadtbezirksklima haben 
würde. Beim heutigen Stand 
des Wissens zum Klimawan-
del sei diese Änderung ver-
antwortungslos gegenüber 
der jüngeren Generation. 
 

Siehe oben. 
 
Aus stadtklimatischer Sicht ist 
grundsätzlich an den seiner-
zeit abgestimmten Planungs-
grundzügen, den noch weit-
gehend unverbauten Land-
schaftsraum des Schwarz-
bachtals von weiterer Bebau-
ung freizuhalten, festzuhal-
ten.  
 
In der Begründung und im 
Umweltbericht werden die 
nachteiligen und erheblich 
nachteiligen Auswirkungen 
der Planung auf die betroffe-
nen Schutzgüter dargestellt. 
 
Zum vorliegenden Satzungs-
beschluss werden alle Anre-
gungen, die die Träger öffent-
licher Belange und die Bürge-
rinnen und Bürger im Verfah-
ren vorgebracht haben, zu-
sammengestellt. Auf dieser 

nein 



- 18 - 

Grundlage führt der Gemein-
derat die Abwägung durch 
und kann entscheiden, wel-
chen Belangen er Vorrang 
einräumt und auch unter Zu-
rückstellung von Bedenken 
hinsichtlich der klimatischen 
Belange den Bebauungsplan 
als Satzung beschließen. 
 

6 Der vorgesehene Bebau-
ungsplan erlaube eine mehr-
geschossige, großflächige 
Bebauung, welche der in die-
sem Gebiet vorhandenen 
Luftströmung einen nicht un-
erheblichen Widerstand ent-
gegensetzt.  
 
Die Luftströmung wiederum 
habe über Vaihingen hinaus-
reichende Bedeutung für das 
Klima in der Stadt.  
 
Dementsprechend empfehle 
auch das Umweltamt in sei-
ner Stellungnahme auf die 
Bebauung zu verzichten.  
Der gefundene Kompromiss 
in Form eines Grünstreifens 
am Südrand des Plangebiets 
bedeute eine Verringerung 
der Luftströmung auf weniger 
als die Hälfte. Angesichts des 
Klimawandels mit seinen im-
mer höheren Temperaturen, 
vor allem auch in bebauten 
städtischen Gebieten, sei die 
Bedeutung der Kaltluftströme 
nicht hoch genug zu bewer-
ten. Auch wenn die Strömung 
noch zur Hälfte belassen wer-
den, so fehle doch die andere 
Hälfte für die Belüftung der 
Stadt. 
 

Siehe Stellungnahme zu den 
Anregungen 2, 3, 4, 8, 9, 13. 
 

Es ist richtig, dass die Reali-
sierung des Bebauungsplans 
außerhalb des Plangebiets zu 
erheblich nachteiligen Um-
weltauswirkungen für die 
Schutzgüter Mensch sowie 
Klima und Luft führt. In Bezug 
auf das Schutzgut Landschaft 
führt sie zu nachteiligen Aus-
wirkungen. 
 

Innerhalb des Plangebiets 
führt die Realisierung der Pla-
nung für das Schutzgut Klima 
und Luft zu erheblich nachtei-
ligen Auswirkungen, für die 
Schutzgüter Mensch, Boden, 
Wasser und Landschaft zu 
nachteiligen Wirkungen. Den 
nachteiligen Wirkungen auf 
das Schutzgut Mensch kann 
mit entsprechenden techni-
schen Schutzvorkehrungen 
(Lärmschutz, Sicherheitsab-
stand zu dem benachbart lie-
genden Störfallbetrieb) be-
gegnet werden. 
 
Die Auswirkungen sind in der 
Begründung mit Umweltbe-
richt zum Bebauungsplan 
ausführlich dargelegt. 

nein 

6 Der Standort biete sich durch 
seine verkehrsgünstige Lage 
zum Vaihinger Bahnhof na-
türlich für eine Büronutzung 
mit vielen Arbeitsplätzen an.  

Im städtebaulichen Vertrag 
wurde geregelt, dass maxi-
mal 1 000 Stellplätze herge-
stellt werden dürfen. Auf-
grund der hervorragenden 

teil-
weise 
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Wenn man mit diesem Argu-
ment die Bedenken der 
Stadtklimatologen ausräumen 
will, so dürfe allerdings prak-
tisch kein Pkw-Stellplatz für 
die neue Büronutzung geneh-
migt werden.  
 
Vielmehr müsse vertraglich 
abgesichert werden, dass alle 
in den Gebäuden auf dem 
Plagebiet zukünftig Beschäf-
tigten mit dem öffentlichen 
Verkehr anreisen, eben weil 
das Plangebiet nur wenige 
hundert Meter vom größten 
ÖV- Verkehrsknoten auf den 
Fildern entfernt liege. 
 

Anbindung des Standorts an 
den ÖPNV und den laufen-
den Verbesserungsmaßnah-
men im Radwegenetz ist die-
ses Stellplatzangebot ausrei-
chend, berücksichtigt aber 
auch die Belange der Nutzer 
der Gebäude. 
 
Darüber hinaus wurde im 
städtebaulichen Vertrag die 
Umsetzung der Maßnahmen 
aus dem Mobilitätskonzept 
vereinbart. Die Allianz hat 
sich verpflichtet, ein betrieb-
liches Mobilitätsmanage-
ment dauerhaft einzurichten, 
das mindestens aus folgen-
den Bausteinen besteht: 
Vorhalten eines Angebots 
an Leihfahrrädern, Jobti-
ckets, Förderung der Nut-
zung von ÖV; Förderung E-
Mobilität, Carsharing, Car-
pooling, flexible Arbeitszeit-
modelle.  
 
Eine wesentliche Maß-
nahme des Verkehrskon-
zepts im SynergiePark ist 
die derzeitige Erarbeitung ei-
nes Parkraumkonzepts, wel-
ches ebenfalls mittelfristig 
umgesetzt werden soll.  
Ein wesentliches Ziel des 
Parkraumkonzepts ist der 
Schutz der angrenzenden 
Wohngebiete vor Parksuch-
verkehr durch eine Park-
raumbewirtschaftung mit Be-
wohnerparkregelung. Zum 
Parkraumkonzept rund um 
den SynergiePark soll 2020 
im Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Technik be-
richtet werden. 
 
Im Januar 2019 wurde vom 
seinerzeitigen Ausschuss für 
Umwelt und Technik be-
schlossen, die geplanten 
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Bebauungsplanänderungen 
der rechtsverbindlichen Be-
bauungspläne Am Wallgra-
ben-West II 2012/7 und Am 
Wallgraben-Ost II 2015/7 so-
lange zurückzustellen, bis 
eine Berichterstattung zum 
Parkraumkonzept erfolgt ist. 
Geplant war, die Art der 
baulichen Nutzung im Gel-
tungsbereich dahingehend 
zu ändern, dass die Herstel-
lung bauordnungsrechtlich 
nicht notwendiger Stellplätze 
nicht zulässig ist. 
 

11 Es handele sich um eine aus-
gewiesene Grünfläche, die 
für die Frischluftversorgung 
von äußerst starker Bedeu-
tung ist. Der Luftzug führe auf 
das Feld zwischen Möhringen 
und Vaihingen und werde mit 
dem Luftstrom von Oberai-
chen in die Stadt getragen. 
Dies sei nicht nur von emi-
nenter Bedeutung für die un-
mittelbaren Anrainer, sondern 
auch für das Gesamtklima 
der Stadt. 
 

Siehe Stellungnahme zu den 
Anregungen 2, 3, 4, 8, 9, 13. 
 
 
Nach dem Klimaatlas Region 
Stuttgart ist die Fläche über-
wiegend als Freiland-Klima-
top ausgewiesen. Sie fungiert 
als nächtliches Frisch- bzw. 
kaltluftproduktionsgebiet. Bei 
Strahlungswetterlagen beste-
hen am Standort Hangab-
winde in Form von flächen-
haften Kaltluftabflüssen, die 
in etwa in östliche Richtung 
abfließen. Diese unterstrei-
che die Bedeutung des Ge-
biets hinsichtlich der klimati-
schen Ausgleichsleistung und 
Durchlüftung der bebauten 
Vaihinger Ortslage selbst, 
aber auch dessen Funktion 
als Bindeglied für das Kaltluft-
einzugsgebiet Körschtal.  
 

teil-
weise 

11 Diese Bedeutung habe auch 
das Amt für Umweltschutz in 
seiner Stellungnahme klar 
benannt und in einer Zusam-
menfassung formuliert: 
2. September 2019 
Zusammenfassende Beurtei-
lung: nach dem Klimaatlas 
Region Stuttgart ist die ange-
fragte Fläche überwiegend 

Die fachliche Stellungnahme 
des Amtes für Umweltschutz 
ist bei den im Umweltbericht 
vorgenommenen Bewertun-
gen der klimatischen Auswir-
kungen der Planung vollstän-
dig berücksichtigt worden.  
 

teil-
weise 
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als Freiland-Klimatop ausge-
wiesen. Sie fungiert als 
nächtliches Frisch- bzw. Kalt-
luftproduktionsgebiet. Bei 
Strahlungswetterlagen beste-
hen am Standort hangab-
winde in Form von flächen-
haften Kaltluftabflüssen, die 
in etwa in östliche Richtungen 
abfließen. Diese unterstrei-
chen die Bedeutung des Ge-
biets hinsichtlich der klimati-
schen Ausgleichsleistung und 
Durchlüftung der bebauten 
Vaihinger Ortslage selbst, 
aber auch dessen Funktion 
als Bindeglied für das Kaltluf-
teinzugsgebiet Körschtal. Aus 
stadtklimatischer Sicht ist 
grundsätzlich an den seiner-
zeit abgestimmten Planungs-
grundzügen festzuhalten, ge-
rade den noch weitgehend 
unverbauten Landschafts-
raum von weiterer Bebauung 
freizuhalten. 
 

Die mit Realisierung der Pla-
nung einhergehenden nach-
teiligen Wirkungen auf das 
Klima sind in der Begründung 
mit Umweltbericht als Grund-
lage für die Abwägung aus-
führlich dargestellt. 

11 Die Änderung widerspricht 
dem BauGB 
In § 1 Abs. 5 BauGB sei fol-
gendes formuliert: 
Die Bauleitpläne sollen dazu 
beitragen, eine menschen-
würdige Umwelt zu sichern, 
die natürlichen Lebensgrund-
lagen zu schützen und zu 
entwickeln sowie den Klima-
schutz und die Klimaanpas-
sung, insbesondere auch in 
der Stadtentwicklung zu för-
dern. 
Dass unser Klima nicht nur 
weltweit geschützt werden 
muss, sondern auch in Stutt-
gart sollte allgemein bekannt 
sein und als Leitfaden die-
nen. Diese vorgesehene Be-
bauungsplanänderung diene 
keineswegs dem Klima-
schutz. 
 

Die nachteiligen Wirkungen 
der Planung auf das Klima 
werden in Begründung mit 
Umweltbericht ausführlich 
dargestellt.  
 
Zum Satzungsbeschluss wer-
den alle Anregungen, die die 
Träger öffentlicher Belange 
und die Bürgerinnen und Bür-
ger im Verfahren vorgebracht 
haben, zusammengestellt. 
Auf dieser Grundlage führt 
der Gemeinderat die Abwä-
gung durch und kann unter 
Zurückstellung von Bedenken 
hinsichtlich der klimatischer 
Belange den Bebauungsplan 
als Satzung beschließen. 
 

nein 
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1d. Störfallbetrieb 
 
2, 3, 4, 8, 9, 
13, 14, 15 

Mehrere tausend Menschen 
werden in direkter Nachbar-
schaft eines Störfallbetriebs 
angesiedelt. 
 

Schutzbedürftige Objekte 
bzw. Gebiete sind u. a. 
Gebiete, in denen über-
wiegend gewohnt wird, die 
öffentlich genutzt werden 
wie Örtlichkeiten mit Publi-
kumsverkehr, Freizeitge-
biete/öffentliche Grünflä-
chen. Gewerbegebiete 
ohne Publikumsverkehr 
sind in diesem Zusam-
menhang nicht als schutz-
würdige Objekte anzuse-
hen. 
 
Um diese Belange zu be-
rücksichtigen, wurde im 
Bebauungsplan in einem 
Streifen von ca. 70 m von 
der östlichen Grundstücks-
grenze der Firma Friedrich 
Scharr KG (Liebknecht-
straße 50) festgesetzt, 
dass nur Geschäfts-, 
Büro- und Verwaltungsge-
bäude zulässig sind, die 
nicht öffentlich genutzt 
werden. 

 

teil-
weise 

1e. Versiegelung von Freiflächen 
 
2, 3, 4, 8, 9, 13 Versiegelung von Freiflächen 

für Folgemaßnahmen (Kunst-
rasenplätze auf Kleingarten-
flächen, Verlagerung des 
Tiefbauamtes auf geplante 
Grünfläche, Ausbau der 
Nord-Süd-Straße). 
 

Es ist richtig, dass für die Re-
alisierung des Bebauungspla-
nes Folgemaßnahmen durch-
geführt werden müssen, die 
in separaten Verfahren (Be-
bauungsplan- bzw. Planfest-
stellungsverfahren) geregelt 
werden müssen.  
Die damit entstehenden 
nachteiligen Umweltwirkun-
gen und Eingriffe in Natur 
und Landschaft werden in 
diesen Verfahren separat 
dargestellt und in die Abwä-
gung eingestellt. 
 
Neben der unterirdischen 3-
Feld-Sporthalle, die auf dem 

teil-
weise 
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Allianz Grundstück geplant 
ist, plant die Allianz, auf ei-
nem hierfür gemieteten städ-
tischen Grundstück östlich an 
den Geltungsbereich des Be-
bauungsplans angrenzend 
Ersatz-Freisportanlagen für 
die entfallenden Sportplätze 
herzustellen. Ein entspre-
chender Mietvertrag wurde 
Anfang 2019 zwischen der 
Allianz und der Landeshaupt-
stadt abgeschlossen. 
Die baulichen Maßnahmen 
können auf Grundlage des 
hier geltenden Planrechts 
verwirklicht werden. 
 

1f. Entfall und Ersatz von Sportflächen 
  
5 Eine Genehmigung des Be-

bauungsplans würde eine 
Aufgabe der großen und sehr 
schönen Sportstätte bedeu-
ten. Damit verbunden wäre 
die Vernichtung des über 100 
Jahre alten Sportvereins TSV 
Georgii Allianz mit ca. 1 100 
Mitgliedern, davon allein ca. 
400 Jugendliche und Kinder.  
Sportstätten wie diese gäbe 
es nicht viele in Stuttgart und 
deshalb müsste diese drin-
gend erhalten werden.  
 

Durch die Planung gehen für 
den Sport intensiv genutzte 
Flächen verloren. Der Flä-
chenverlust kann mit der ge-
planten Sporthalle innerhalb 
des Plangebietes teilweise 
kompensiert werden. Darüber 
hinaus besteht die Möglich-
keit, durch Herstellung weite-
rer und die Ertüchtigung be-
stehender Sportfelder sowie 
durch organisatorische Maß-
nahmen wegfallende Spiel- 
und Trainingsmöglichkeiten 
auf den östlich angrenzenden 
Sportflächen teilweise zu er-
setzen.  

 
Neben der unterirdischen 3-
Feld-Sporthalle, die auf dem 
Allianz Grundstück geplant 
ist, plant die Allianz, auf ei-
nem hierfür gemieteten städ-
tischen Grundstück östlich an 
den Geltungsbereich des Be-
bauungsplans angrenzend 
Ersatz-Freisportanlagen für 
die entfallenden Sportplätze 
herzustellen. Ein entspre-
chender Mietvertrag wurde 
Anfang 2019 zwischen der 

teil-
weise 
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Allianz und der Landeshaupt-
stadt abgeschlossen. 
 
Damit werden dem TSV Ge-
orgii Allianz auch künftig ent-
sprechende Flächen zur Ver-
fügung stehen. Während der 
Bauzeit kann die bisherige 
Sporthalle bestehen bleiben, 
so dass eine Nutzung mög-
lich ist, bis die unterirdische 
3-Feld-Sporthalle realisiert 
ist. Regelungen hierzu wur-
den im städtebaulichen Ver-
trag getroffen. 
 

 5 Sporthallen seien laut der Un-
tersuchung des Sportamts 
der Landeshauptstadt eben-
falls eine große Mangelware. 
 

Siehe oben. teil-
weise 

5 Die Erstellung eines Fußball-
platzes auf einem Acker rund 
200 m von Umzugs- und 
Duschmöglichkeiten, sowie 
eine Errichtung einer neuen 
Sporthalle für gemischten Be-
trieb (Allianzmitarbeiter und 
Mitglieder des Sportvereins) 
seien kein guter Ersatz.  
 

Siehe oben. 
 
 

teil-
weise 

10 Aus Klimagründen dürfe eine 
Sportfläche mit altem Baum-
bestand nicht in eine Gewer-
befläche umgewandelt wer-
den.  
 
Das Allianz Stadion ist die äl-
teste Sportanlage im Stadtbe-
zirk. Sportflächen in einer 
Großstadt dürften nicht ver-
ringert werden. Gemäß den 
vorliegenden Unterlagen 
könne er nicht entnehmen, 
dass die gesamte Fläche der 
Sportanlage an anderer 
Stelle errichtet werde. 
 

Zu den klimatischen Auswir-
kungen: Siehe Stellung-
nahme zu 2, 3, 4, 8, 9, 13 
 
Das geltende Planrecht kann 
durch den Gemeinderat ge-
ändert werden. Im Bauge-
setzbuch ist die Änderung ei-
nes bestehenden Bauleit-
plans ausdrücklich vorgese-
hen. 
 
Wegen geplanten Verbreite-
rungen der Verkehrsflächen 
der Liebknecht- und Heß-
brühstraße sowie der  
Errichtung der Tiefgaragen-
geschosse können die beste-
henden größtenteils erhal-
tenswerten Bäume entlang 

nein 
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der Straßen bzw. entlang des 
Feldwegs Flst. 1464 nicht er-
halten werden. Durch die vor-
gesehenen Neupflanzungen 
kann der Eingriff jedoch mini-
miert werden. 
 
Im Plangebiet werden durch 
die Festsetzungen von 
Pflanzverpflichtungen, vor al-
lem durch den ca. 30 m brei-
ten nichtunterbaubaren Grün-
streifen im Süden des Gel-
tungsbereichs, den Begrü-
nungsvorschriften für Tiefga-
ragen und Dächer und sonsti-
gen Gestaltungvorschriften 
grün- und freiraumplaneri-
sche Qualitäten in einem für 
eine gewerbliche Nutzung an-
gemessenen Maße gesichert. 
Darüber hinaus wird ein 10 m 
breiter Grünstreifen festge-
setzt, der zwar unterbaut wer-
den kann, aber begrünt und 
mit Erdschichten überdeckt 
werden muss. 
 
Die ca. 100jährige Eiche 
wurde berücksichtigt und 
kann durch Aussparung der 
Baufenster erhalten werden. 
Weiterhin bleibt ein Teil des 
Baumbestandes entlang der 
südlichen Grundstückgrenze 
erhalten. 
 
Neben der unterirdischen 3-
Feld-Sporthalle, die auf dem 
Allianz Grundstück geplant 
ist, plant die Allianz, auf ei-
nem hierfür gemieteten städ-
tischen Grundstück östlich an 
den Geltungsbereich des Be-
bauungsplans angrenzend 
Ersatz-Freisportanlagen für 
die entfallenden Sportplätze 
herzustellen. Ein entspre-
chender Mietvertrag wurde 
Anfang 2019 zwischen der 
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Allianz und der Landeshaupt-
stadt abgeschlossen. 
Der Flächenverlust kann mit 
der geplanten Sporthalle in-
nerhalb des Plangebietes teil-
weise kompensiert werden. 
Darüber hinaus besteht die 
Möglichkeit, durch Herstel-
lung weiterer und die Ertüch-
tigung bestehender Sportfel-
der sowie durch organisatori-
sche Maßnahmen wegfal-
lende Spiel- und Trainings-
möglichkeiten auf den östlich 
angrenzenden Sportflächen 
teilweise zu ersetzen. 
Die Herstellung des Kunstra-
senplatzes erfolgt auf der 
Grundlage des geltenden 
Planungsrechts aus dem Jahr 
1994, das für diesen Bereich 
öffentliche Grünfläche – 
Sport-, Tennis- und Spielan-
lagen mit Zweckbauten GR 
max. 3 000 m² bzw. öffentli-
che Grünfläche-Spielplatz 
festsetzt.  
 

 5 Dazu gehöre auch der Ver-
lust der sehr populären Gast-
stätte mit großem Veranstal-
tungssaal. 
 

Die Sportgaststätte entfällt 
durch den Neubau. 
Im Gewerbegebiet GE1 sind 
Gewerbebetriebe aller Art zu-
lässig, damit wären auch 
künftig Gaststättennutzungen 
möglich, wenn es der Grund-
stückseigentümer wünscht. 
 

nein 

1 Die jetzt bestehende Sport-
halle des TSV Allianz sollte 
so stehen bleiben, obwohl sie 
im Grünzug stünde. Die kli-
matischen Auswirkungen wä-
ren nicht erheblich. Weil in 
Stuttgart Sporthallen fehlen, 
könnte so eine zusätzliche 
Halle gewonnen werden, da 
die Allianz ja eine neue Halle 
bauen will. Der Beteiligte 
schlägt vor, bei den Vereinen 
in Stuttgart-Vaihingen nach-
zufragen, der Bedarf für die 

Der Grünzug soll als Re-
tentionsfläche ausgebildet 
werden, deshalb ist der Erhalt 
der Sporthalle nicht möglich.  
Im städtebaulichen Vertrag 
wurde geregelt, dass der Ab-
bruch der bestehenden 
Sporthalle im geplanten 
Pflanzstreifen innerhalb von 3 
Monaten nach Inbetrieb-
nahme der neuen unterirdi-
schen 3-Feld-Sporthalle zu 
erfolgen hat. 

nein 
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Nutzung beider Hallen sei ge-
geben. 
 

2.  Negative Folgemaßnahmen 
 
 Folgende negative Folge-

maßnahmen (Kunstrasen-
platz, Verlagerung Tiefbau-
amt und AWS) werden be-
fürchtet:  
 

  

11 Folgemaßnahmen mit Kunst-
rasenplätzen auf Kleingarten-
gebiet, die Verlagerung des 
Tiefbauamts auf eine ge-
plante Grünfläche, die Verla-
gerung der AWS.  
 
 

Es ist richtig, dass für die Re-
alisierung des Bebauungspla-
nes Folgemaßnahmen durch-
geführt werden müssen, die 
in separaten Verfahren (Be-
bauungsplan- bzw. Planfest-
stellungsverfahren) geregelt 
werden müssen.  
Die damit entstehenden 
nachteiligen Umweltwirkun-
gen und Eingriffe in Natur 
und Landschaft werden in 
diesen Verfahren separat 
dargestellt und in die Abwä-
gung eingestellt. 
 
Neben der unterirdischen 3-
Feld-Sporthalle, die auf dem 
Allianz Grundstück geplant 
ist, plant die Allianz, auf ei-
nem hierfür gemieteten städ-
tischen Grundstück östlich an 
den Geltungsbereich des Be-
bauungsplans angrenzend 
Ersatz-Freisportanlagen für 
die entfallenden Sportplätze 
herzustellen. Ein entspre-
chender Mietvertrag wurde 
bereits Anfang 2019 abge-
schlossen. 
 
Damit werden dem TSV Ge-
orgii Allianz auch künftig ent-
sprechende Flächen zur Ver-
fügung stehen. Während der 
Bauzeit kann die bisherige 
Sporthalle bestehen bleiben, 
so dass eine Nutzung mög-
lich ist, bis die unterirdische 
3-Feld-Sporthalle realisiert 

nein 
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ist. Regelungen hierzu wur-
den im städtebaulichen Ver-
trag getroffen. 
 
Der Flächenverlust kann mit 
der geplanten Sporthalle in-
nerhalb des Plangebietes teil-
weise kompensiert werden. 
Darüber hinaus besteht die 
Möglichkeit, durch Herstel-
lung weiterer und die Ertüch-
tigung bestehender Sportfel-
der sowie durch organisatori-
sche Maßnahmen wegfal-
lende Spiel- und Trainings-
möglichkeiten auf den östlich 
angrenzenden Sportflächen 
teilweise zu ersetzen. 
Die Herstellung des Kunstra-
senplatzes erfolgt auf der 
Grundlage des geltenden 
Planungsrechts aus dem Jahr 
1994, das für diesen Bereich 
öffentliche Grünfläche – 
Sport-, Tennis- und Spielan-
lagen mit Zweckbauten GR 
max. 3 000 m² bzw. öffentli-
che Grünfläche-Spielplatz 
festsetzt.  
 

11 Der Wertstoffhof sei vor weni-
gen Jahren hier gebaut wor-
den mit der Begründung, 
dass die Nähe der AWS ei-
nen Synergieeffekt bringe 
und somit diese der beste 
Standort sei.  
 
Dies gelte wohl nicht mehr, 
da man freiwillig der Allianz 
das Gelände schenke. 
 

Die nördlich des Wertstoffhof 
liegenden städtischen Flur-
stücke entlang der Lieb-
knechtstraße veräußert die 
Stadt an die Allianz. Die 
Grundstücke werden nicht 
verschenkt. Ein Grundstücks-
vertrag ist derzeit in Vorberei-
tung. 
 
 
In diesem Grundstücksver-
trag wird u. a. die Kosten-
übernahme für die Aufhebung 
des Erbbaurechts der SWSG, 
die Umsetzung der Mieter, 
die erforderliche Verlagerung 
der Baubetriebsstelle des 
Tiefbauamts bzw. die Herstel-
lung des Interimsstandortes 

nein 
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AWS als Ersatz für die Be-
triebsstelle der heutigen AWS 
geregelt werden. 
 
Der Grundstücksvertrag wird 
noch abgeschlossen. 
 
Der Wertstoffhof bleibt erhal-
ten. Es gehen zwar Synergie-
effekte verloren; trotzdem ist 
eine zweckmäßige Nutzung 
des Wertstoffhofs weiterhin 
möglich. 
 

5 Der Bauhof, der erst vor we-
nigen Jahren gebaut worden 
sei, solle umgesiedelt werden 
und zwar in die Robert-Koch-
Straße auf einem Regen-
Rückhaltebecken. Dabei 
würde eine weitere Grünflä-
che wegfallen und der Um-
bau des Regenrückhaltebe-
ckens würde hohe Kosten 
verursachen, sicherlich ca. 10 
Millionen €. Deshalb sei dies 
abzulehnen. 
 

Es ist richtig, dass für die Re-
alisierung des Bebauungs-
plans die Verlagerung der 
Betriebsstelle des Tiefbau-
amts erfolgen muss. 
 
Die Anlage des Betriebshofs 
soll jedoch ausschließlich auf 
heute bereits versiegelten 
Flächen auf der Decke des 
Regenrückhaltebeckens reali-
siert werden. Bestehende 
Grünflächen in diesem Be-
reich sollen erhalten und 
durch die Festsetzung einer 
Plfanzverpflichtung planungs-
rechtlich gesichert werden. 
 
Der Satzungsbeschluss für 
das entsprechende Bebau-
ungsplanverfahren Robert-
Koch-Straße 89 (Vai 286) 
wurde am 19. Dezember 
2019 gefasst. 
 
Ein Umbau des Regenrück-
haltebeckens ist nicht erfor-
derlich und nicht vorgesehen, 
es entstehen hierfür also 
keine Kosten. 
 
Siehe oben. 
 

teil-
weise 

5 Die AWS, die in der Lieb-
knechtstraße einen idealen 
Standort habe, solle ebenfalls 
umgezogen werden und zwar 

Interimsweise kann die AWS 
auf das ehemalige aurelisa-
real (zwischenzeitlich in städ-
tischem Eigentum) vermutlich 

teil-
weise 
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in die Tränke in Degerloch 
mitten in ein Wohngebiet. 
Dies sei nicht akzeptabel und 
es haben sich auch bereits 
Bürger dort zur Wehr gesetzt, 
zu Recht.  
 
Falls dies genehmigt werden 
würde, würde dies sehr lange 
dauern und wäre ebenfalls 
mit hohen Kosten (nochmals 
ca. 10 Millionen €) verbun-
den. 
 

ab März 2020 verlagert wer-
den, bis der endgültige 
Standort im Gewerbegebiet 
Tränke in Degerloch bezogen 
werden kann.   
 
Hierfür ist ein entsprechen-
des Bebauungsplanverfahren 
erforderlich, dessen Aufstel-
lungsbeschluss bereits ge-
fasst wurde. 
 
Der Auslegungsbeschluss für 
das Bebauungsplanverfahren 
Bruno-Jacoby-Weg (AWS) 
wird derzeit vorbereitet. Das 
Verfahren soll zügig durchge-
führt werden. 
 
Ein AWS-Standort im Filder-
bereich wird damit gesichert.  
 
Siehe oben. 
 

2, 3, 4, 8, 9, 
14, 15 

Zeitnahe städtebauliche Ent-
wicklung des so genannten 
„aurelisgeländes“ muss um 
Jahre zurückgestellt werden 
(Verlagerung AWS). 

 

Für den Bereich östlich des 
Vaihinger Bahnhofs wird der-
zeit die Vergabe einer Studie  
zur Machbarkeit der nördli-
chen und südlichen Unterfüh-
rung vorbereitet. Das Ergeb-
nis dieser Studie fließt in die 
Bearbeitung der städtebauli-
chen Konzeption der städti-
schen Flächen südöstlich des 
Bahnhofs Vaihingen (ehema-
liges aurelisgelände) ein. Die 
Vergabe für den Planungs- 
und Beteiligungsprozess zur 
Entwicklung dieser städte-
baulichen Konzeption wird 
ebenfalls derzeit vorbereitet. 
 
Die ehemalige aurelis-Fläche 
hat die Stadt zwischenzeitlich 
erworben. Ob und in wel-
chem Umfang auf dieser Flä-
che z. B. teilweise öffentliche 
Grünfläche hergestellt wer-
den können, wird in dem vor-
gesehenen Prozess zur Erar-
beitung eines städtebaulichen 
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Konzepts mit Machbarkeits-
studien geprüft werden. 
 
Das städtebauliche Konzept 
wird Grundlage für ein noch 
durchzuführendes Bebau-
ungsplanverfahren. 
 
Eine Nutzung der Flächen ist 
ohnehin erst möglich, wenn 
die interimsweise zu errich-
tenden Baustelleneinrichtun-
gen für den Bau des Regio-
nalbahnhalts und den Plan-
feststellungsabschnitt 1.3b für 
das Bahnprojekt Stuttgart-
Ulm nicht mehr benötigt wer-
den.  
 
Eine Nutzung des Areals öst-
lich des Vaihinger Bahnhofs 
ist damit kurzfristig auch aus 
diesen Gründen nicht mög-
lich.  
 

11, 13 Durch die Verlagerung der 
AWS wird eine zeitnahe städ-
tebauliche Entwicklung auf 
dem so genannten „aurelis-
gelände“ verhindert.  
 
Die dort dringend benötigten 
Frischluft-/Grünflächen wür-
den zunächst mit der AWS 
überbaut. Und Provisorien 
würden ja bekanntermaßen 
länger halten. 
 

Siehe oben. 
 
 
 
 
 
Inhalt des städtebaulichen 
Konzepts ist u. a. eine öffent-
liche Grünfläche auf dem 
ehemaligen aurelis-Areal. 

teil-
weise 

3. Negative Auswirkungen auf die Umwelt 
 
a. Schutzgüter 
 
2, 3, 4, 8, 9, 13 Eine Realisierung der Pla-

nung am beabsichtigten 
Standort würde eine Fülle 
von Konflikten aufwerfen und 
erheblich negative Auswir-
kungen auf die Schutzgüter 
Mensch, Natur und Klima mit 
sich bringen und einer geord-

Es ist richtig, dass durch die 
Realisierung des Bebauungs-
plans erheblich nachteilige 
Auswirkungen auf die Schutz-
güter entstehen: 
• Außerhalb des Plangebie-

tes führt die Realisierung 
der Planung für die 

nein 
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neten städtebaulichen Ent-
wicklung, die der Konfliktver-
meidung zu dienen hat, ent-
gegenlaufen. 
 

Schutzgüter Mensch so-
wie Klima und Luft zu er-
heblich nachteiligen Um-
weltauswirkungen,  
in Bezug auf das Schutz-
gut Landschaft zu nachtei-
ligen Wirkungen. Diese 
Auswirkungen können nur 
teilweise kompensiert 
werden. 

• Innerhalb des Plangebiets 
führt die Realisierung der 
Planung für das Schutzgut 
Klima und Luft zu erheb-
lich nachteiligen Auswir-
kungen, für die Schutzgü-
ter Mensch, Boden, Was-
ser und Landschaft zu 
nachteiligen Wirkungen. 
Den nachteiligen Wirkun-
gen auf das Schutzgut 
Mensch können mit ent-
sprechenden technischen 
Schutzvorkehrungen 
(Lärmschutz, Sicherheits-
abstand zu einem be-
nachbart liegenden Stör-
fallbetrieb) begegnet wer-
den. Auf die Schutzgüter 
Tiere und Pflanzen und 
Kultur- und Sachgüter hat 
die Realisierung der Pla-
nung unter Berücksichti-
gung der getroffenen Be-
grünungsmaßnahmen 
keine nachteiligen Auswir-
kungen. 

 
11 In der Prognose des Umwelt-

zustandes bei Durchführung 
der Planung stehe bei dem 
Schutzgut Klima und Luft, 
dass durch die Bebauung der 
Kaltluftstrom deutlich vermin-
dert werden. Ebenso sei die 
Auswirkung auf Lärm und 
Verkehr mit 4 = erheblich 
nachteilig betroffen/erheblich 
nachteilige Umweltwirkungen 
ausgewiesen. Dabei sind nun 

In der Begründung mit Um-
weltbericht sind alle Schutz-
güter behandelt und für alle 
Schutzgüter ist dargelegt, in-
wieweit die Realisierung der 
Planung zu nachteiligen oder 
erheblich nachteiligen Um-
weltwirkungen führen wird. 
Es ist auch dargestellt, ob 
und wie weit mit welchen 
Maßnahmen nachteilige Um-
weltwirkungen vermieden, 
verringert oder kompensiert 

Nein 
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die Schutzgüter Tiere, Pflan-
zen, Biodiversität hier noch 
gar nicht aufgezählt, siehe 
Stellungnahmen und Progno-
sen. 
 

werden können. Insofern lie-
gen auch für die Schutzgüter 
Tiere, Pflanzen und Biodiver-
sität Erläuterungen und Prog-
nosen vor. 

5 Auf dem Grundstück gäbe es 
viele Bäume, Hecken und 
Rasenflächen. Diese seien 
für den Klimaschutz dort drin-
gend notwendig, für Frisch-
luftzufuhr, Fauna und zum 
Schutz von Mensch und Tier. 
Das Umweltamt der Stadt 
Stuttgart und das Regie-
rungspräsidium haben darauf 
bereits hingewiesen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wegen den geplanten Ver-
breiterungen der Verkehrsflä-
chen der Liebknecht- und 
Heßbrühstraße sowie der Er-
richtung der Tiefgaragenge-
schosse können die beste-
henden größtenteils erhal-
tenswerten Bäume entlang 
der Straßen bzw. entlang des 
Feldwegs Flst. 1464 nicht er-
halten werden. Durch die vor-
gesehenen Neupflanzungen 
und die sonstigen Vorschrif-
ten zur Begrünung kann der 
Eingriff im Plangebiet insge-
samt kompensiert werden. 
 
Die nachteiligen Wirkungen 
auf das Klima werden in den 
Unterlagen ausführlich darge-
stellt, siehe dazu auch die 
Stellungnahme zu den Anre-
gungen 2, 3, 4, 8, 9 und 13. 
 
Das Plangebiet erfährt durch 
die Festsetzungen von 
Pflanzverpflichtungen, vor al-
lem durch den ca. 30 m brei-
ten nichtunterbaubaren Grün-
streifen im Süden des Gel-
tungsbereichs eine deutliche 
Aufwertung. Darüber hinaus 
wird ein 10 m breiter Grün-
streifen festgesetzt, der zwar 
unterbaut werden kann, auf 
Grund der Pflanzverpflichtung 
aber zu begrünen ist.  
 
Die ca. 100jährige Eiche 
wurde berücksichtigt und 
kann durch Aussparung der 
Baufenster erhalten werden. 
Weiterhin bleibt ein Teil des 
Baumbestandes entlang der 

nein 
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Als FFH Gebiet (Flora-Fauna-
Habitat) sei es wichtig, dem 
(Aus-) Sterben von Insekten 
und Bienen entgegen zu wir-
ken. Dies sei von den EU-
Richtlinien auch so vorgege-
ben und die Stadt Stuttgart 
habe die Verpflichtung für ge-
sunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse zu sorgen. 
 

südlichen Grundstückgrenze 
erhalten. 
 
Es handelt sich beim Gel-
tungsbereich des Bebau-
ungsplans nicht um ein FFH-
Gebiet. Die nächstgelegenen 
FFH-Gebiete sind Teilflächen 
des FFH-Gebietes 
„Glemswald und Stuttgarter 
Bucht“ im Westen des Plan-
gebiets in einer Entfernung 
von etwas mehr als 3 km 
Luftlinie und Teilflächen des 
FFH-Gebiets „Filder“ im Os-
ten des Plangebietes in et-
was mehr als 4 km Entfer-
nung Luftlinie. Die Planung 
hat keine Auswirkung auf 
diese beiden FFH-Gebiete. 
Hinweise auf dauerhaft be-
wohnte Lebensstätten selte-
ner und gefährdeter sowie 
besonders und streng ge-
schützter Tierarten lagen zu 
Beginn des Bebauungsplan-
verfahrens nicht vor.  
Für das Plangebiet wurden in 
Abstimmung mit der zuständi-
gen unteren Naturschutzbe-
hörde beim Amt für Umwelt-
schutz keine gesonderten 
tierökologischen Untersu-
chungen durchgeführt, da 
aufgrund Struktur, Nutzung 
und Ausstattung mit natürli-
chen Habitatelementen nicht 
mit dem Vorkommen von sel-
tenen und gefährdeten, be-
sonders und streng geschütz-
ten Arten gerechnet wurde.   
 
Während der frühzeitigen Be-
teiligung der Öffentlichkeit 
gingen Hinweise auf das Vor-
kommen von Fledermäusen 
ein. Diese dürften die Freiflä-
chen des Plangebietes als 
Jagdhabitat nutzen. Die vom 
Flutlicht der Platzbeleuchtung 
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angelockten Insekten bieten 
reichlich Nahrung. Der im Sü-
den des Plangebietes ost-
west-verlaufende Grünzug 
mit seinen Gehölzbeständen 
ist Orientierungsleitlinie für 
die Tiere bei ihren Flügen von 
den Quartieren innerhalb der 
Siedlungsfläche zu den Jagd-
habitaten im Freiland.  
 
Bei der öffentlichen Ausle-
gung ging ein weiterer Hin-
weis auf das Vorkommen von 
Ringelnattern im Westen des 
Gebietes ein. Der Stadt ist 
ein Vorkommen der Ringel-
natter im Westen des Plange-
biets bislang nicht bekannt. 
Die vorliegenden Habi-
tatstrukturen lassen nicht da-
rauf schließen, dass sich 
diese Tierart dort regelmäßig 
aufhält und das Plangebiet 
als Habitat dauerhaft nutzt. 
Die Art ist in ganz Baden-
Württemberg verbreitet und 
wird wegen der Bestandrück-
gänge in den vergangenen 
Jahren als gefährdet einge-
stuft. Sie ist auf Grundlage 
der Bundesartenschutzver-
ordnung besonders ge-
schützt.  

 
Sichtungen von Fledermäu-
sen im Plangebiet lassen auf 
eine Nutzung der heutigen 
Freiflächen des Plangebietes 
als Nahrungshabitat schlie-
ßen. Diese Freiflächen wer-
den großteils überbaut, ein 
ca. 40 m breiter Grünzug im 
Süden des Plangebietes wird 
jedoch von Bebauung freige-
halten. Zusammen mit den 
östlich angrenzenden Freiflä-
chen liegen damit auch zu-
künftig ausreichend Nah-
rungs- und Jagdhabitate für 



- 36 - 

Fledermäuse vor. Mit der Si-
cherung und Bepflanzung des 
ost-west verlaufenden Grün-
zuges im Süden des Plange-
bietes können auch die für die 
Orientierung der Tiere wichti-
gen Leitstrukturen erhalten 
werden. 

 
Unter Berücksichtigung der 
erläuterten Maßnahmen zur 
Minimierung sowie zur Kom-
pensation verbleiben bei 
sachgerechter Realisierung 
der Maßnahmen keine Aus-
wirkungen auf das Schutzgut 
Tiere und Pflanzen. Die Ein-
griffs- Ausgleichsbilanz, in 
der die Eingriffe in das 
Schutzgut Tiere und Pflanzen 
wertmäßig bilanziert werden, 
ist ausgeglichen. 
 

b. Luftschadstoffgutachten 
 
12 Der Beteiligte legt Einspruch 

gegen das Bebauungsplan-
verfahren ein und besonders 
gegen das Luftschadstoffgut-
achten. 
 
2016 sei mit dem Hinweis, 
die Frischluftzufuhr würde be-
einträchtigt werden, der Wie-
deraufbau der Sportinsel ver-
hindert worden. Ihm sei un-
klar, warum ein ungleich grö-
ßeres und breiteres Gebäu-
deensemble nicht mindestens 
den gleichen Effekt haben 
müsste.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dem damaligen Erbpachtbe-
rechtigten des Sportinsel-
grundstücks wurde angebo-
ten, eine Bebauungsplanän-
derung im Wege eines vorha-
benbezogenen Bebauungs-
plans durchzuführen. Hiervon 
hat er keinen Gebrauch ge-
macht. Zwischenzeitlich ha-
ben sich die Rahmenbedin-
gungen geändert. 
 
In der Begründung mit Um-
weltbericht wurde ausführlich 
dargelegt, dass die Realisie-
rung des Bebauungsplans zu 
erheblich nachteiligen Aus-
wirkungen auf das Schutzgut 
Klima und Luft führt. Der Kalt-
luftstrom wird um ca. 1/2 bis 
2/3 reduziert, was auch au-
ßerhalb des Plangebiets zu 
erheblich nachteiligen Um-
weltwirkungen führt. 
 

nein 
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Gleichzeitig sei ihm nicht klar, 
warum die Ansiedlung von rd. 
10 000 neuen Arbeitsplätzen 
und dem daraus sich erge-
benden Verkehr keine oder 
nur vernachlässigbare Aus-
wirkungen haben solle. Das 
erscheine geschönt zu sein. 
Schon heute sind die Zufahr-
ten verstopft, der Verkehr 
habe drastisch zugenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Deshalb fordert der Beteiligte 
einen überarbeiteten Luftrein-
haltungsplan für die betroffe-
nen Stadtteile. 
 

Die Aufsiedlungen im Syner-
giePark, die bereits ohne die 
Realisierung des Bebauungs-
plans erfolgen, werden eine 
Erhöhung der Grundbelas-
tung im Straßennetz verursa-
chen, die ohne geeignete 
Maßnahmen zur Erhaltung 
und Steigerung der Leis-
tungsfähigkeit erkennbare 
Verkehrsbehinderungen er-
warten lassen. Bezüglich der 
verkehrsplanerischen Maß-
nahmen wird auf die Ausfüh-
rungen zum Verkehrsstruktur-
plan verwiesen. 
 
Aufgrund der geplanten Nut-
zungen ist es nicht zu erwar-
ten, dass es zu erheblichen 
zusätzlichen Beeinträchtigun-
gen mit Luftschadstoffen aus 
Hausbrand, gewerblichen o-
der industriellen Emissionen 
kommt. 
 
Aufgrund der erhöhten zu- 
und abfahrenden Verkehrs-
mengen kommt es zu zusätz-
lichen verkehrsbedingten Be-
lastungen. Diese sind jedoch 
im Planfall im Vergleich zum 
Nullfall verhältnismäßig ge-
ring. So werden auch nach 
Realisierung der Planung die 
Immissionsgrenzwerte von 
Feinstaub im Plangebiet und 
in der Umgebung deutlich un-
terschritten. Bei den Stick-
stoffdioxidwerten bleibt es bei 
der bereits im Nullfall eintre-
tenden hohen Belastung mit 
Überschreitung der Immissi-
onsgrenzwerte in einzelnen 
Straßenabschnitten der wei-
teren Umgebung des Plange-
biets.  
 
Mit der Planung ist eine Erhö-
hung der Verkehrsmengen 
verbunden. Diese führen auf 
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den Erschließungsstraßen im 
Umfeld des Plangebietes zu 
einer Erhöhung der Immissio-
nen um ca. 1%. Die heute be-
stehenden bzw. die im Prog-
nose Nullfall auftretenden 
Überschreitungen der Immis-
sionswerte für Stickstoffdi-
oxide auf einzelnen Abschnit-
ten im Straßenraum der Er-
schließungsstraßen im Um-
feld des Plangebiets bleiben 
weiterhin bestehen. 
 
Ziel des Luftreinhalte-/Akti-
onsplans ist die Verbesse-
rung der Luftqualität in Stutt-
gart. Er ist am 1. Januar 2006 
in Kraft getreten und wurde 
bereits mehrfach fortge-
schrieben. Für Stuttgart sieht 
die Luftreinhalteplanung um-
fangreiche Maßnahmen vor, 
wie beispielsweise das Lkw-
Durchfahrtsverbot, die Ein-
führung der Umweltzone und 
die Plakettenpflicht für Kraft-
fahrzeuge verbunden mit 
Fahrverboten für Fahrzeuge 
mit hohem Schadstoffaus-
stoß, weitere Verkehrsver-
bote in der Umweltzone so-
wie streckenbezogen für 
Kraftfahrzeuge mit Dieselmo-
toren unterhalb bestimmter 
Abgasnormen, Geschwindig-
keitsreduzierungen u.a. auf 
40 Kilometer pro Stunde auf 
ausgewählten Steigungsstre-
cken, allen Vorbehaltsstraßen 
im Talkessel Stuttgart und auf 
stark befahrenen Streckenab-
schnitten im Stadtgebiet, den 
Ausbau des Stadtbahnnetzes 
sowie der Taktungen, die Ein-
führung von Schnellbuslinien, 
die Reform des VVS-Tarifzo-
nensystems und die Einfüh-
rung des BW-Tarifs, das 
Parkraummanagement, Fil-
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tersäulen und weitere innova-
tive Maßnahmen, die Förde-
rung von Elektromobilität, 
Radverkehr etc. und die Um-
rüstung des städtischen Fuhr-
parks auf schadstoffarme 
Fahrzeuge. 
 

c. Grünstreifen 
 
5 Der 4 m breite, ca. 200 m 

lange Grünstreifen (ca. 1,5 % 
der Fläche) sei bei weitem 
nicht ausreichend und diene 
lediglich als Feigenblatt. 
 

Der im Süden des Geltungs-
bereichs festgesetzte Grün-
streifen ist ca. 40 m breit.  
Lediglich ein Streifen von 10 
m darf mit Tiefgaragenunter-
baut werden, die restliche 30 
m breite Fläche darf weder 
unter- noch überbaut werden 
und ist als Retentionsfläche 
mit Pflanzverpflichtungen 
festgesetzt.  
 
Darüber hinaus sind weitere 
Pflanzverpflichtungen in den 
nichtüberbaubaren Bereichen 
im Geltungsbereich festge-
setzt, dort sind Bäume und 
Sträucher anzupflanzen. 
 

teil-
weise 

5 Die sehr große Fläche (51 
000 m²) befinde sich am An-
fang eines grünen Gürtels, 
der für Vaihingen, Möhringen 
und das Industriegebiet Wall-
graben für die Ökologie und 
den Umweltschutz sehr wich-
tig sei. 
 
Deshalb seien auch in der 
Vergangenheit Anträge der 
Allianz Versicherung zur Be-
bauung des Areals stets ab-
gelehnt worden. Nachdem 
nun das Industriegebiet auf 
ca. 50 000 Arbeitsplätze 
mehr als verdoppelt worden 
sei, sei dieser grüne Gürtel 
noch wichtiger geworden. 
 

Das Plangebiet ist bereits 
heute in Teilen baulich ge-
nutzt. Um die in Ost-West-
Richtung verlaufende Grün-
beziehung zu sichern, wer-
den hier entsprechende Fest-
setzungen getroffen, die eine 
Überbauung nicht zulassen. 
Diese Fläche soll zusätzlich 
zu den Retentionsmaßnah-
men mit einer barrierefreien 
öffentlich zugänglichen 
Wegeverbindung in 3 bis 5 m 
Breite in Ost-West-Richtung 
mit Sitzgelegenheiten/Bänken 
hergestellt werden (siehe Re-
gelungen im städtebaulichen 
Vertrag). Diese Flächen wer-
den dementsprechend mit ei-
ner Pflanzverpflichtung 
pv2a+b, (nicht über- und unter-
baubare Bereich mit einem 

teil-
weise 
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Pflanzstreifen als Retentions-
und Versickerungsfläche) 
festgesetzt und erfüllen so 
wichtige ökologische Funktio-
nen. 
 
Von den aufgeführten angeb-
lichen Anträgen der Allianz 
Versicherung in der Vergan-
genheit und deren Ablehnung 
ist der Verwaltung nichts be-
kannt. 
 

4. Schaffung eines Präzedenzfalls 
 
13 Ein Präzedenzfall für die wei-

ter gehende Arrondierung 
von Gewerbegebieten wird 
befürchtet. 
 

Der Gemeinderat ist für die 
Entscheidung zuständig, wo 
und in welchem Umfang wei-
tere Arrondierungen ermög-
licht werden. Bisher gibt es 
hierzu keine Überlegungen.  

Die Grundstücke in der Um-
gebung im Sportgebiet 
Schwarzbach befinden sich in 
städtischem Eigentum. Somit 
kann die Stadt nicht nur pla-
nerisch, sondern auch in Be-
zug auf die Nutzung der städ-
tischen Grundstücke die wei-
tere Entwicklung selbst steu-
ern und bestimmen. 

nein 

5. Verbleib der Allianz in Stuttgart 
 
5 Die Allianz Versicherung sei 

eine sehr reiche Firma (Ge-
winn 2018 über 2 Milliarden 
€, Gehalt des Vorstands ca. 
10,4 Millionen €), so dass sie 
ohne Probleme eines der grö-
ßeren, freigewordenen 
Grundstücke im Industriege-
biet hätte kaufen können. 
Dies habe sie natürlich einge-
stellt, als sie die Zusage für 
die Heßbrühlstraße von der 
Stadtverwaltung -voran OB 
Kuhn- erhalten habe.  
 

Der Verbleib des Konzerns in 
Stuttgart wird von der Lan-
deshauptstadt befürwortet. 
 
Der bisherige Standort der Al-
lianz befindet sich nicht mehr 
im Eigentum der Allianz. 
Für einen der bisherigen 
Standorte der Allianz in der 
Innenstadt wurde am 16. Juli 
2019 der Aufstellungsbe-
schluss für das Bebauungs-
planverfahren Reinsburg-/Sil-
berburgstraße (Stgt 308) im 
Stadtbezirk Stuttgart-West 
gefasst. Hier soll unter Be-
rücksichtigung der Vorgaben 

nein 
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Die Drohung der Versiche-
rung aus Stuttgart wegzuzie-
hen, wenn sie nicht die Um-
wandlung des Grundstücks in 
der Heßbrühlstraße bekom-
men würde, sei -müsste man 
leider sagen- glatte Erpres-
sung.  
 
Im Übrigen müsse die Allianz 
Versicherung doch nicht aus 
den Räumlichkeiten in der 
Stadtmitte wegziehen. Sie 
habe dort schöne Räumlich-
keiten mit viel Platz für die 
Zukunft. 
 
Dies, weil mit der Digitalisie-
rung im Versicherungswesen 
zukünftig der Personalbe-
stand wesentlich reduziert 
werden würde. In der Stadt-
mitte sei die Allianz Versiche-
rung sehr gut an den ÖPNV 
angeschlossen (außerdem 
seien wie man hört, sehr viele 
Mitarbeiter nicht begeistert 
vom Umzug nach Vaihingen) 
 

des Rahmenplans Halbhö-
henlagen eine teilweise Um-
nutzung von bisherigen Büro-
flächen in Wohnnutzung ge-
prüft werden. 

 
Es ist richtig, dass sich die 
Arbeitswelten vermutlich in 
Zukunft stark ändern werden. 
 
Allerdings obliegt es der Alli-
anz selbst zu entscheiden, 
wie und mit welchem Perso-
nalbestand sie ihren Betrieb 
führt. 

6. Sportinsel 
 
11 Es ist der Beteiligten unver-

ständlich, wie man in so kur-
zer Zeit seine komplette Mei-
nung ändern kann und zu 
Gunsten eines Konzerns, der 
hier versucht, die Stadt zu er-
pressen, eine unbedingt er-
haltenswerte Grün- und 
Frischluftschneise bebauen 
zu lassen. Noch bei dem be-
dauerlichen Abbrand der 
Sportinsel hatte der Gemein-
derat gegen einen Wiederauf-
bau gestimmt, genau mit den 
Argumenten, die auch heute 
noch gelten und das Amt für 
Umweltschutz klar erläutert 
und kundgetan hat.  
 

Der Wiederaufbau der Spor-
tinsel war aus planungsrecht-
lichen Gründen nicht möglich. 
Dem damaligen Erbpachtbe-
rechtigten des Sportinsel-
grundstücks wurde daher an-
geboten, eine Bebauungs-
planänderung im Wege eines 
vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans durchzuführen. 
Hiervon hat er keinen Ge-
brauch gemacht. Zwischen-
zeitlich haben sich die Rah-
menbedingungen geändert. 

nein 

7. Kein Nutzen für den Stadtbezirk 
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13 Es ergäbe sich keinerlei Nut-

zen für die Menschen im 
Stadtbezirk.  
 

Die Wegebeziehung durch 
das Schwarzbachtal wird 
deutlich aufgewertet, zusätzli-
che öffentliche Wegeverbin-
dungen im Plangebiet werden 
festgesetzt. Beispielsweise ist 
eine für die Öffentlichkeit 
nutzbare Fuß- und Radwege-
verbindung in Nord-/Südrich-
tung (in Verlängerung der 
Dürrlewangstraße) vorgese-
hen. 
 
Die ca. 100jährige Eiche, die 
bisher in ihrem Bestand nicht 
gesichert ist, wird durch Fest-
setzungen im Bebauungsplan 
und im städtebaulichen Ver-
trag gesichert. Um eine Auf-
wertung der in Ost-West-
Richtung verlaufenden Grün-
beziehung zu erreichen, wird 
der südliche nicht über- und 
unterbaubare Bereich mit ei-
nem Pflanzstreifen pv2a bzw. 
pv2b als Retentions- und Ver-
sickerungsfläche festgesetzt.   
 
Als Aufwertung der Grünbe-
ziehung wird in Ausformung 
der im FNP dargestellten 
Grünfläche Parkanlage, 
Landschaftspark ein Pflanz-
streifen als Retentions- und 
Versickerungsfläche pv2a+b 
festgesetzt.  
Diese Fläche soll zusätzlich 
zu den Retentionsmaßnah-
men mit einer barrierefreien, 
öffentlich zugänglichen 
Wegeverbindung in 3 bis 5 m 
Breite in Ost-West-Richtung 
mit Sitzgelegenheiten/Bänken 
hergestellt werden (siehe Re-
gelungen im städtebaulichen 
Vertrag).  
 
Das Gebiet erfährt insgesamt 
eine höhere Durchlässigkeit 
und Aufenthaltsqualität. 

nein 
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Im Übrigen wird der Verbleib 
der Allianz in der Landes-
hauptstadt befürwortet. Inso-
weit sind gesamtstädtische 
Erwägungen gegenüber 
Stadtbezirksinteressen vor-
rangig. 
 

11 Die Bebauung der Grünflä-
chen habe keinerlei Nutzen 
für die Menschen im Stadtbe-
zirk Vaihingen. Da in diesem 
Stadtbezirk schon heute die 
vorhandenen Arbeitsplätze 
weit mehr seien als Bewoh-
ner, wird dadurch die Woh-
nungssituation noch unerträg-
licher und die Mieten würden 
ins Uferlose steigen.  
 
Eine gute Durchmischung der 
Bewohner aus allen bürgerli-
chen Schichten wird in Kürze 
nicht mehr vorhanden sein, 
da sich Menschen mit mittle-
rem nicht nur mit geringem 
Einkommen, das Leben in 
Vaihingen nicht mehr leisten 
könnten. 
 

Siehe oben. 
 
Aufgrund der unmittelbaren 
Nähe zum Störfallbetrieb eig-
nen sich die Flächen nicht für 
den Wohnungsbau. 

 
Die Stadtverwaltung fördert 
an vielen anderen Stellen im 
Stadtbezirk die Schaffung 
von Wohnraum nach den 
Grundsätzen des Stuttgarter 
Innenentwicklungsmodells 
(SIM). 

nein 

8. Künftige Entwicklung des Stadtbezirks 
 
3, 8, 9 Der Beteiligte teilt als Bürger 

und Gewerbetreibender von 
Vaihingen die Sorgen der Be-
völkerung um die künftige 
Entwicklung der Stadtteile 
Vaihingen, Möhringen und 
Degerloch, ausgelöst durch 
das Verlangen einer Bauge-
nehmigung durch die Allianz 
in der Frischluftzone und den 
daraus resultierenden Verän-
derungen der Abfallwirtschaft 
und der rücksichtslosen Ent-
mietung der Wohnungen in 
der Liebknechtstraße. 
 

Keine weitere Stellungnahme 
erforderlich. 
Siehe oben. 
 

- 

9. Siedlungsstruktur 
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11, 13 Die Bebauungsplanänderung 
sei eine Missachtung der 
siedlungsstrukturellen Gege-
benheiten, schon jetzt gäbe 
es erheblich mehr Arbeits-
plätze als Einwohner im 
Stadtbezirk woraus sich viel-
fältige Problem ableiten: 
 
Verkehr- und Lärmbelastung, 
Mietsteigerungen durch ver-
stärkten Wohnungsmangel, 
Milieuschädigung durch Ver-
drängung von Menschen mit 
mittlerem und geringem Ein-
kommen, Parkraumdruck in 
Wohngebieten, noch größe-
rer Fahrradparkplatzmangel, 
noch weniger Erholungsflä-
chen. 
 

Siehe oben. 
 
 

nein 

10. Soziale Verpflichtung  
 
5 Nach Artikel 14 des Grundge-

setzes habe Eigentum eine 
soziale Verpflichtung und die 
Stadt solle unbedingt darauf 
hinwirken, dass dies einge-
halten werde. 
 

Das Privatgrundstück der Alli-
anz wird durch die Festset-
zung von Geh- und Fahrrech-
ten für die Allgemeinheit (für 
Fußgänger und Radfahrer) 
zugänglich gemacht. 
 
Im Übrigen sehen die Rege-
lungen des städtebaulichen 
Vertrags weitere öffentliche 
Nutzungen des Grundstücks 
der Allianz vor.  
 

teil-
weise 

11. Grundsätze der Bauleitplanung werden missachtet 
 
3, 4, 8, 9, 13 Die Ziele und Zwecke beider 

Planungsverfahren seien un-
vereinbar mit den Grundsät-
zen und Zielen der Bauleit-
planung: 
Die Beteiligten verweisen auf 
§ 1 Abs. 5 BauGB: 
„Die Bauleitpläne sollen dazu 
beitragen, eine menschen-
würdige Umwelt zu sichern, 
die natürlichen Lebensgrund-
lagen zu schützen und zu 

Siehe Stellungnahme zu den 
Anregungen 2, 4, 8, 9, 13. 

nein 
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entwickeln sowie den Klima-
schutz und die Klimaanpas-
sung insbesondere auch in 
der Stadtentwicklung zu för-
dern.“ 

 
12. fehlerhafte Abwägung 
 
2, 3, 4, 8, 9, 13 Mit den vorliegenden Planun-

gen werde ein geringfügiges 
Einzelinteresse über eine 
Vielzahl öffentlicher und pri-
vater Belange gestellt. 
 

Alle Auswirkungen, die bei 
der Realisierung der Planung 
entstehen, sind in der Be-
gründung mit Umweltbericht 
zum Bebauungsplan ausführ-
lich dargestellt.  
 
Beim vorliegenden Satzungs-
beschluss werden alle Anre-
gungen, die die Träger öffent-
licher Belange und die Bürge-
rinnen und Bürger im Verfah-
ren vorgebracht haben, zu-
sammengestellt und dem Ge-
meinderat vorgelegt. Auf die-
ser Grundlage führt der Ge-
meinderat die Abwägung der 
öffentlichen und privaten Be-
lange untereinander und ge-
geneinander durch. Der Be-
schluss des Bebauungsplans 
als Satzung obliegt der abwä-
genden Entscheidung des 
Gemeinderats. 
 

nein 

3, 4, 8, 9, 13 Die Beteiligten weisen darauf 
hin, dass in § 1 Abs. 7 
BauGB verlangt werde, dass 
bei der Aufstellung der Bau-
leitpläne die öffentlichen und 
privaten Belange gegenei-
nander und untereinander ge-
recht abzuwägen sind.  
 
Ihrer Ansicht nach werden in 
diesem Fall alle öffentlichen 
Belange hinter einen privaten 
Belang (betriebswirtschaftli-
che Optimierung) zurückge-
stellt.  
 

Siehe oben. 
 
 

nein 
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Daher seien sowohl die beab-
sichtigte Änderung des Flä-
chennutzungsplans als auch 
die Aufstellung des Bebau-
ungsplans offensichtlich ab-
wägungsfehlerhaft. 
 

5 Wenn dies im Ganzen be-
trachtet werden würde, seien 
die Interessen nicht ausge-
wogen und der Bebauungs-
plan sollte deshalb abgelehnt 
werden. 
 

Siehe oben. nein 

5 Die Planungsämter und der 
Gemeinderat seien verpflich-
tet, die gegenseitigen Interes-
sen abzuwägen, in der Kürze 
zusammengefasst sehen 
diese so aus: 
 
Allianz Versicherung 
Vorteile 
• Hoher Bilanzgewinn von 

ca. 50 Millionen € 
• Zusätzliche Bürofläche, 

die die Allianz zukünftig 
vermieten werden 

• Hindernisse würden durch 
die Stadt weggeräumt 

Nachteile: Keine 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadtteil Stuttgart Vaihingen 

Siehe oben. 
 
Der Verbleib des Konzerns in 
Stuttgart wird von der Stadt 
Stuttgart befürwortet. 
 
 
 
 
Es ist richtig, dass das Be-
bauungsplanverfahren viele 
Vorteile für die Allianz hat. 
 
Im Gegenzug hat sich die Al-
lianz im städtebaulichen Ver-
trag u. a. dazu verpflichtet, 
die Stellplatzzahl auf max. 
1000 zu begrenzen, die Kos-
ten für erforderliche Gutach-
ten und Untersuchungen zu 
übernehmen, Maßnahmen 
aus dem Mobilitätskonzept zu 
übernehmen, die südliche 
Pflanzfläche auf dem im Ei-
gentum der Allianz befindli-
chen Grundstück öffentlich 
zugänglich zu gestalten. 
Des Weiteren wurde die Alli-
anz zum Umbau der Heß-
brühlstraße und der Lieb-
knechtstraße sowie zur Kos-
tentragung der Maßnahmen 
verpflichtet. Von den funktio-
nalen und gestalterischen 
Aufwertungen privater Flä-
chen wird auch die Öffentlich-
keit profitieren. 

nein 
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Vorteile: Keine 
Nachteile: 
• Versieglung der Land-

schaft 
• Aufgabe einer wichtigen 

Grünzone und Frischluft-
schneise 

• Massiver Einbruch im Um-
weltschutz und Ökologie 

• Große Zunahme des Ver-
kehrs 

• Mehr Feinstaub, Stick-
oxyd, Lärm, Staus 

• Verlust einer schönen und 
wichtigen Sportstätte 

• Verlust einer wichtigen 
Sportgaststätte mit gro-
ßem Saal 

• Wahrscheinlich Aufgabe 
des Sportvereins 

• Jugendliche und Kinder 
ohne Sportverein 

• Verlust der Sporthalle 
• Verlust von 10 Wohnun-

gen 
• Umsiedlung des Bauhofs 
• Umsiedlung der AWS mit 

ungewissem Ausgang 
 

 
 
Die Wegebeziehung durch 
das Schwarzbachtal wird 
deutlich aufgewertet, zusätzli-
che öffentliche Wegeverbin-
dungen im Plangebiet (z.B. in 
Nord-Süd-Richtung) werden 
festgesetzt. Die ca. 100jäh-
rige Eiche, die bisher in ihrem 
Bestand nicht gesichert ist, 
wird durch Festsetzungen im 
Bebauungsplan und Regelun-
gen im städtebaulichen Ver-
trag gesichert. 
 
Im Plangebiet liegen auf-
grund der erstellten baulichen 
Anlagen und Sportflächen 
keine natürlichen Bodenver-
hältnisse mehr vor. Große 
Flächen sind versiegelt oder 
teilversiegelt oder die Böden 
wurden im Zuge von Bau-
maßnahmen zur Anlage der 
Sportfelder umgelagert und 
verändert. 
 
Es ist richtig, das der Kaltluft-
strom nur noch zu einem Drit-
tel bis etwa zur Hälfte erhal-
ten bleiben kann und inner-
halb des Geltungsbereichs 
erheblich nachteilige Auswir-
kungen auf die Schutzgüter 
Klima und Luft, außerhalb 
des Geltungsbereichs auf die 
Schutzgüter Mensch sowie 
Klima und Luft entstehen 
werden. 
 
Bereits im Bestand liegen 
Überschreitungen der Orien-
tierungswerte für Lärm vor, 
die sich auch im Nullfall 
(ohne Realisierung des Be-
bauungsplans) weiter erhö-
hen. Die durch die Realisie-
rung des Bebauungsplans 
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entstehende zusätzliche Er-
höhung um 0,6 bzw. 0,3 
dB(A) ist zumutbar. 
 
Die Sportgaststätte entfällt, 
wäre aber weiterhin im Ge-
werbegebiet GE1 zulässig, 
wenn es der Grundstücksei-
gentümer wünscht. 
 
Die Nutzung der geplanten 
neuen unterirdischen Sport-
halle durch den Sportverein 
TSV Allianz Georgii wurde im 
städtebaulichen Vertrag gere-
gelt.  
 
Darüber hinaus hat sich die 
Stadt bereit erklärt, der Alli-
anz an den Geltungsbereich 
östlich angrenzende städti-
sche Flächen zur Verfügung 
zu stellen bzw. zu vermieten.  
Im Mietvertrag, der im Feb-
ruar/März 2019 unterzeichnet 
wurde, wurde die Allianz be-
rechtigt, auf diesen städti-
schen Grundstücken einen 
Kunstrasenplatz, ein Faust-
ballfeld, 3 Beachvolleyballfel-
der etc. zu errichten. Nach 
Ablauf der Mietzeit gehen die 
Sportanlagen in den Besitz 
der Stadt über. Die Nutzung 
dieser Sportanlagen soll 
hauptsächlich durch den 
Sportverein TSV Georgii Alli-
anz erfolgen. Der Sportverein 
muss deshalb nicht aufgege-
ben werden. 
 
Bereits nach dem geltenden 
Planungsrecht waren die be-
stehenden Wohnungen im 
Gewerbegebiet nicht zulässig 
und wurden nur nach § 1 
Abs. 10 BauNVO im Bebau-
ungsplan in ihrem Bestand 
gesichert. Für alle Mieter 
konnten zwischenzeitlich Er-
satzwohnungen gefunden 
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werden. Anfang 2020 ist der 
Abbruch der Gebäude vorge-
sehen. 
 
Aufgrund der unmittelbaren 
Nähe zum Störfallbetrieb wä-
ren hier zusätzliche Wohnun-
gen nicht zulässig gewesen. 
 
Es ist richtig, dass für die Re-
alisierung des Bebauungs-
plans die Verlagerung der 
Betriebsstelle des Tiefbau-
amts an die Robert-Koch-
Straße erfolgen muss. 
 
Ein entsprechendes Bebau-
ungsplanverfahren wird der-
zeit durchgeführt. Die öffentli-
che Auslegung des Bebau-
ungsplanentwurfs Robert-
Koch-Straße 89 (Vai 286) 
fand vom 23. August bis 30. 
September 2019 statt. 
 
Interimsweise kann ab ca. 
März 2020 die AWS auf das 
ehemalige aurelisareal (zwi-
schenzeitlich in städtischem 
Eigentum) verlagert werden, 
bis der endgültige Standort 
im Gewerbegebiet Tränke in 
Degerloch bezogen werden 
kann.   
 
Hierfür ist ein ebenfalls ein 
entsprechendes Bebauungs-
planverfahren erforderlich, 
dessen Aufstellungsbe-
schluss bereits gefasst wurde 
(Bruno-Jacoby-Weg (AWS) 
De 119.). Der Auslegungsbe-
schluss wird derzeit vorberei-
tet.  
 
Ein AWS-Standort im Filder-
bereich wird damit gesichert. 
 

11 § 1 Abs. 7 BauGB verlange, 
dass bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne die öffentlichen 

Der in der Gemeinderats-
drucksache aufgeführte Pla-

nein 
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und privaten Belange gegen-
einander und untereinander 
gerecht abzuwägen sind. In 
diesem Fall seien alle öffentli-
chen Belange hinter einen 
privaten Belang (betriebswirt-
schaftlicher Optimierungs-
Reingewinn von mindestens 
39 Mio. € für die Allianz) zu-
rückgestellt worden. 
 

nungsvorteil von zwischen-
zeitlich ca. 40 Mio.  € bezieht 
sich auf die Festsetzungen 
des Bebauungsplanentwurfes 
gegenüber dem bisherigen 
Planungsrecht.  
 
Die Allianz hat sich vertrag-
lich verpflichtet, die Kosten 
für erforderliche Gutachten, 
das bereits durchgeführte 
nicht offene 2 stufige ko-
operative Planungsverfah-
ren sowie die Planungs- 
und Verfahrenskosten zu 
übernehmen, außerdem die 
Umgestaltung der Heß-
brühl- und Liebknecht-
straße entsprechend den 
Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes zu finanzieren 
und Maßnahmen aus dem 
Mobilitätskonzept umzuset-
zen. Auch die Umsetzung 
der Pflanzverpflichtungen 
sowie der Retentionsfläche 
wurde vertraglich geregelt. 

Eine direkte Abschöpfung 
des Planungsgewinns kann in 
Gewerbegebieten nicht erfol-
gen, da hierzu keine Rechts-
grundlage vorliegt. Im Übri-
gen ist beim Abschluss von 
städtebaulichen Verträgen 
darauf zu achten, dass diese 
dem Angemessenheitsgebot 
gerecht werden. 
 

11 Die Beteiligte appelliert an die 
Vernunft und das Gewissen 
der Verwaltungsmitarbeiter 
einer jüngeren Generation 
gegenüber. 
 
Wenn die Beteiligte hier nicht 
mehr leben könne, nützten 
auch irgendwelche Arbeits-
plätze bei irgendwelchen Pro-
fithaien nicht mehr. Es sei zu 
befürchten, dass dies ein 

Der Gemeinderat ist für die 
Entscheidung zuständig, wo 
und in welchem Umfang wei-
tere Gebietsentwicklungen 
ermöglicht werden. Bisher 
gibt es hierzu keine Überle-
gungen.  

Die Grundstücke in der Um-
gebung im Sportgebiet 
Schwarzbach befinden sich in 
städtischem Eigentum. 

nein 
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Präzedenzfall werde, d.h. in 
Zukunft würden weitere Kon-
zerne die Stadt erpressen 
und Gelände bebauen wol-
len, das nur den Konzernen 
Vorteile bringe, aber nicht 
den Menschen dieser Stadt. 
 
Es sei bekannt, dass die Alli-
anz andere gut bebaubare 
Flächen in Stuttgart abge-
lehnt habe und zwar wie sie 
selber offiziell bekannt gab, 
aus monetären Gründen. Den 
Befürwortern dieses Bebau-
ungsplans gehe es also ein-
deutig mehr um die Gewinne 
eines Konzerns und damit um 
das Reicherwerden von be-
reits Reichen als um die Be-
lange seiner Bürger. 
 
Eine Realisierung des beab-
sichtigten Vorhabens werde 
also eine Fülle von Konflikten 
aufwerfen, erhebliche nega-
tive Auswirkungen auf die 
Schutzgüter Mensch, Natur 
und Klima mit sich bringen 
und einer geordneten städte-
baulichen Entwicklung, die 
der Konfliktvermeidung zu 
dienen hat, entgegenlaufen. 
  
In diesem Fall seien alle öf-
fentlichen Belange hinter ei-
nen privaten Belang (be-
triebswirtschaftliche Optimie-
rung) zurückgestellt worden. 
Daher seien sowohl die beab-
sichtigte Änderung des Flä-
chennutzungsplans als auch 
die Aufstellung des Bebau-
ungsplans abwägungsfehler-
haft. 
 
 

Der Gemeinderat hat nach 
dem Baugesetzbuch Bauleit-
pläne aufzustellen, sobald 
und soweit es für die städte-
bauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.  

Eine Änderung, Ergänzung 
und Aufhebung von Bauleit-
plänen ist im Baugesetzbuch 
ausdrücklich vorgesehen.  
 
Zuständig für die Beschlüsse 
zu Bebauungsplanverfahren 
ist der Gemeinderat bzw. der 
beschließende Ausschuss für 
Stadtentwicklung und Tech-
nik (früher Ausschuss für Um-
welt und Technik). 
 
 
 
Die Realisierung des Bebau-
ungsplans hat außerhalb des 
Geltungsbereichs erheblich 
nachteilige Auswirkungen auf 
die Schutzgüter Mensch so-
wie Klima und Luft. 
 
Die Realisierung der Planung 
führt innerhalb des Geltungs-
bereichs zu erheblich nach-
teiligen Auswirkungen für das 
Schutzgut Klima und Luft, zu 
nachteiligen Wirkungen für 
die Schutzgüter Mensch, Bo-
den, Wasser und Landschaft. 
Diese werden in der Begrün-
dung und im Umweltbericht 
ausführlich dargestellt und 
bewertet.  
 
Alle öffentlichen und privaten 
Belange werden bei den Bau-
leitplanverfahren untereinan-
der und gegeneinander abge-
wogen. Welchen Belangen 
Vorrang eingeräumt wird, ent-
scheidet der Gemeinderat. 
 

13. Ablehnung des Bebauungsplans und der Allianzneubebauung 
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3, 4, 8, 9 Die Beteiligte bringen Beden-

ken und Anregungen zu den 
beiden Bauleitplanverfahren 
unter der Überschrift 
„Grünflächen und Sportanla-
gen in Vaihingen schützen- 
Keine Bürostadt“ zur Verhin-
derung einer Baugenehmi-
gung für das Allianzvorhaben  
vor. 
 

Zum vorliegenden Satzungs-
beschluss werden alle Anre-
gungen, die die Träger öffent-
licher Belange und die Bürge-
rinnen und Bürger im Verfah-
ren vorgebracht haben, zu-
sammengestellt und dem Ge-
meinderat vorgelegt. Dem 
Gemeinderat liegt auch die 
Begründung mit Umweltbe-
richt vor. In diesen Unterla-
gen werden die Auswirkun-
gen der Planung – auch die 
nachteiligen Auswirkungen – 
ausführlich erläutert und be-
wertet. Auf dieser Grundlage 
und in Kenntnis aller Vor- und 
Nachteile der Planung sowie 
in Kenntnis der vorgebrach-
ten Anregungen aus der Öf-
fentlichkeit und der Behörden 
und sonstigen Trägern öffent-
licher Belange führt der Ge-
meinderat die Abwägung der 
öffentlichen und privaten Be-
lange untereinander und ge-
geneinander durch. Der Be-
schluss des Bebauungsplans 
als Satzung obliegt dem Ge-
meinderat.  
 

Nein  

13 Die Beteiligten bringen Be-
denken und Anregungen zur 
Flächennutzungsplanände-
rung und Bebauungsplanän-
derung unter der Überschrift 
„Keine Bürostadt auf Sport-
plätzen und Grünzügen in 
Vaihingen“ vor. 
 

Siehe oben. nein 

11 Die Beteiligte legt Wider-
spruch gegen den Bebau-
ungsplan ein. 
 

Siehe oben. nein 

10 Der Beteiligte lehnt den Be-
bauungsplanentwurf ab. 
 

Siehe oben. nein 

5 Nach Ansicht des Beteiligten 
sei der aufgestellte Bebau-

Siehe oben. nein 
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ungsplan aufgrund einer Än-
derung des Flächennutzungs-
plans abzulehnen. 
 

14. Ablehnung durch Vaihinger Bürger 
 
5 Der Bezirksbeirat in Vaihin-

gen habe dieses Vorhaben 
schon mehrfach mit großer 
Mehrheit abgelehnt und auch 
die Vaihinger Bürger seien 
geschlossen dagegen. Des-
halb solle die Stadt darauf 
hören und der Umwandlung 
des Bebauungsplans von ei-
ner Grünzone mit Bauverbot 
in eine massive Industriebe-
bauung nicht zustimmen. Die 
Bürger würden sich sehr da-
für bedanken. 
 

Der Bezirksbeirat ist ein bera-
tender Ausschuss, der seine 
Empfehlungen zu wichtigen 
Entscheidungen des Gemein-
derats oder der beschließen-
den Ausschüsse abgeben 
kann. Zuständig für die Ent-
scheidungen ist jedoch der 
Gemeinderat bzw. der be-
schließende Ausschuss für 
Stadtentwicklung und Tech-
nik (früher Ausschuss für Um-
welt und Technik), der sich 
aus Mitgliedern des Gemein-
derats zusammensetzt. 
 
 

nein 

15. Kompromissvorschlag zur Änderung des Bebauungsplans 
 
6 Der Beteiligte lehnt diesen 

Bebauungsplanentwurf ab 
und fordert als Kompromiss  
• diesen mindestens so zu 

ändern, dass durch eine 
Verringerung der Bau- 
massen und andere Ori-
entierung der Gebäude 
mind. 90% der derzeitigen 
Frischluftströmung erhal-
ten bleibe. 
 

• dass durch ein weitgehen-
des Verbot der Herstel-
lung und Nutzung von 
Pkw Stellplätzen nahezu 
alle zukünftig dort Be-
schäftigten mit dem Öf-
fentlichen Verkehr anrei-
sen. 

 
 

• dass durch Festsetzung 
von Wohnbebauung auf 
dem Plangebiet die der-

 
 
 
Um den Kaltluftstrom nicht o-
der nur wenig zu beeinträchti-
gen, wäre ein Verzicht auf die 
geplante Bebauung erforder-
lich. Der Verbleib des Kon-
zerns in Stuttgart wird von 
der Landeshauptstadt befür-
wortet. 
 
Im städtebaulichen Vertrag 
wurde geregelt, dass max. 
1000 Stellplätze auf dem Alli-
anzgelände erstellt werden 
dürfen. Damit soll eine wei-
tere erhebliche Zunahme des 
Verkehrs vermieden werden. 
 
 
Bereits nach dem geltenden 
Planungsrecht waren die be-
stehenden Wohnungen im 
Gewerbegebiet nicht zulässig 
und wurden nur nach § 1 

nein 
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zeit an der Liebknecht-
straße sich befindlichen 
Wohnungen ersetzt oder 
erhalten werden. 
 

Abs. 10 BauNVO im Bebau-
ungsplan in ihrem Bestand 
gesichert. Für alle Mieter 
konnten zwischenzeitlich Er-
satzwohnungen gefunden 
werden. Anfang 2020 ist der 
Abbruch der Gebäude vorge-
sehen. 
 
Aufgrund der unmittelbaren 
Nähe zum Störfallbetrieb wä-
ren hier zusätzliche Wohnun-
gen nicht zulässig gewesen. 
 

16. Einstellung der Verfahren  
 
2, 3, 4, 8, 9, 
13, 14, 15 

Die Beteiligten appellieren 
daher an die Vernunft der 
Verantwortlichen, das Stadt-
planungsamt, den Baubürger-
meister und den Gemeinde-
rat, diese Planungsverfahren 
unverzüglich einzustellen.  

Der Verbleib des Konzerns in 
Stuttgart wird von der Stadt 
Stuttgart befürwortet. 
 
Mit der vorliegenden Gemein-
deratsdrucksache GRDrs 
1044/2019 zum Satzungsbe-
schluss werden alle Anregun-
gen, die die Träger öffentli-
cher Belange und die Bürge-
rinnen und Bürger im Verfah-
ren vorgebracht haben, zu-
sammengestellt. Auf dieser 
Grundlage führt der Gemein-
derat die Abwägung durch 
und kann entscheiden, ob er 
den Bebauungsplan als Sat-
zung beschließen möchte.  
 

nein 

12 Der Beteiligte legt Einspruch 
gegen den vorgestellten Be-
bauungsplanentwurf ein.  
 

Siehe oben. nein 

3, 4, 8, 9 Die Beteiligten fordern, die 
Verfahren unverzüglich ein-
zustellen. 
 

Siehe oben. nein 

3, 8, 9 In seinem Brief an alle Stadt-
räte fordert der Beteiligte 
diese auf, diesen Wahnsinn 
zu stoppen. 
 

Siehe oben. nein 

11 Die Beteiligte fordert die Be-
hörden auf, dieser Änderung 

Siehe oben. nein 
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des Bebauungsplans vehe-
ment zu widersprechen, sie 
nicht zu genehmigen.  
 
Ebenso fordert die Beteiligte 
den Oberbürgermeister, den 
Baubürgermeister und den 
Gemeinderat auf, diese Be-
bauungsplanänderung anzu-
lehnen. 
 

14, 15 Die Beteiligten sind gegen 
eine Bebauung des Areals.  
 

Siehe oben. nein 

7 Die Beteiligte beantragt, das 
Verfahren aus folgenden 
Gründen einzustellen: 
1. Schon jetzt sei in Vaihin-
gen/SynergiePark die Ver-
kehrsbelastung enorm. Mit 
dem Allianzbau werde die 
Verkehrsbelastung für An-
wohner und Arbeitnehmer un-
erträglich werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In verkehrsstarken Zeiten 
sind im inneren Straßennetz 
des SynergieParks durch die 
Anbindung an die dann häu-
fig überlastete Nord-Süd-
Straße erhebliche Verkehrs-
behinderung und Verkehrs-
verlagerungen zu verzeich-
nen. Bereits im Vorfeld bis 
zur Ansiedlung der Allianz 
wird im Gewerbegebiet eine 
starke strukturelle Entwick-
lung erwartet, verbunden mit 
einer Zunahme der Verkehrs-
belastungen im gesamten 
Netz. Es ist zu erkennen, 
dass die Aufsiedlungen im 
SynergiePark, die bereits vor 
der Allianz erfolgen, eine Er-
höhung der Grundbelastun-
gen im Straßennetz verursa-
chen werden, die ohne geeig-
nete Maßnahmen zur Erhal-
tung und Steigerung der Leis-
tungsfähigkeit Verkehrsbehin-
derungen erwarten lassen. 
 
Die bestehende Verkehrs-
problematik in Vaihingen ist 
bekannt. Um dem planerisch 
zu begegnen, wird derzeit ein 
Verkehrsstrukturplan für Vai-
hingen und den SynergiePark 
Vaihingen-Möhringen entwi-
ckelt. Dieser greift auf aktu-
elle Gutachten und Untersu-

nein 
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2. Der Allianzbau verstelle die 
Frischluftschneise, d.h. die 
Luft für Stuttgarter Bürger 
werde noch schlechter. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Sportplätze seien wichtig 
für die Bürger, auf Sportflä-
chen dürften keine Büroge-
bäude gebaut werden. 
 

chungen zurück, die wiede-
rum die derzeitige Situation 
und Entwicklungen/Planun-
gen berücksichtigen (siehe 
oben unter 1.b Verkehrsprob-
lematik). 
 
Die Neubebauung hat erheb-
lich nachteilige Auswirkungen 
auf die Durchlüftungsmöglich-
keit sowie den Kaltluftabfluss. 
Durch das Freihalten des ca. 
40 m Streifens und die Staffe-
lung der Gebäudehöhen wer-
den die nachteiligen Wirkun-
gen gemildert. Die erheblich 
nachteiligen Wirkungen des 
Vorhabens auf das Klima 
werden in der Begründung 
mit Umweltbericht ausführlich 
dargelegt. 
 
Durch die Planung gehen für 
den Sport intensiv genutzte 
Flächen verloren. Der Flä-
chenverlust kann mit der ge-
planten Sporthalle innerhalb 
des Plangebietes teilweise 
kompensiert werden. Darüber 
hinaus besteht die Möglich-
keit, durch Herstellung weite-
rer und die Ertüchtigung be-
stehender Sportfelder sowie 
durch organisatorische Maß-
nahmen wegfallende Spiel- 
und Trainingsmöglichkeiten 
auf den östlich angrenzenden 
Sportflächen teilweise zu er-
setzen. Neben der unterirdi-
schen 3-Feld-Sporthalle, die 
auf dem Allianz Grundstück 
geplant ist, plant die Allianz, 
auf einem hierfür gemieteten 
städtischen Grundstück öst-
lich an den Geltungsbereich 
des Bebauungsplans angren-
zend Ersatz-Freisportanlagen 
für die entfallenden Sport-
plätze herzustellen. Ein ent-
sprechender Mietvertrag 
wurde Anfang 2019 zwischen 
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der Allianz und der Landes-
hauptstadt abgeschlossen. 
 

3, 8, 9 Darüber hinaus werden die 
Stadträte aufgefordert, die 
Sorgen und die Befürchtun-
gen der Bürgerinnen und Bür-
ger ernst zu nehmen und die 
Änderungen von Bebauungs-
plan und Flächennutzungs-
plan abzulehnen. Das Vorha-
ben werde von den Bürgerin-
nen und Bürgern verhindert. 
Der Beteiligte fordert die 
Stadtpolitikerinnen und -politi-
ker aller Fraktionen als ge-
wählte Volksvertreter auf, ge-
gen das Vorhaben der Allianz 
zu stimmen. 
 

Siehe oben. nein 

 
  
 
 
 
 
 
 


